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WIRTSCHAFTSRECHT: WESEN, AUFBAU, 

MERKMALE, FORMEN UND STELLUNG 

IM RECHTSSYSTEM 

A. Das Wesen des Wirtschaftsrechts 

Wirtschaftsrecht kann nach der Begriffsgeschichte erschlossen werden 
als das wirtschaftliche Recht oder als das Recht der Wirtschaft. Wirtschaft­
liches Recht ist die Benennung für Rechtsnormen, die sich von gewöhne 
liehen (nicht wirtschaftlichen Normen) qualitativ abheben. Demgegen­
über ist das Recht der Wirtschaft die Summe der Rechtsnormen, die den 
Kulturbereich der Wirtschaft ordnen. 

I. WIRTSCHAFTSRECHT 

IST NICHT DAS WIRTSCHAFTLICHE RECHT 

Von wirtschaftlichem Recht kann in verschiedenem Sinne die Rede sein. 
Die Lehre hat im wesentlichen vier Grundauffassungen vertreten: Wirt­
schaftliches Recht fordert methodisch die soziologische Methode 1, wird 
zum Ausdruck eines besonderen ( eben des wirtschaftlichen) Zeitgeistes 2, 

wird verstanden als Systemrest, als Summe der systematisch heimatlosen 
Normen im Sinne einer Sammelkategorie 3 oder endlich als Konflikts- oder 
Gegensatzrecht, in dem die Antinomie von Freiheit und Bindung zum Tra-

1 Vgl. MAx RuMPF, Der Sinn des Wirtschaftsrechts, in: AcP 120 (1922) 153ff.; 
HEINRICH KRONSTEIN, Wirtschaftsrecht - Rechtsdisziplin und Zweig der Rechts­
tatsachenkunde (1928), in: Ausgewählte Schriften, Karlsruhe 1962, S.3ff.; ferner 
FRIEDRICH KLAUSING, Wirtschaftsrecht, in: Beiträge zum Wirtschaftsrecht, Mar­
burg·1931, S.6. 

2 Vgl. JusTus WILHELM HEDEMANN, Wirtschaftsrecht als Rechtsdisziplin, in: 
Juristische Wochenschrift 1927 13 f. 

3 Vgl. ARTHUR NussBAUM, Das neue Deutsche Wirtschaftsrecht, 2. Auflage, Ber­
lin 1922. 
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gen kommt 4, 5• Diese Kriterien genügen indessen nicht zur Ablösung einer 
qualitativ eigenständigen Kategorie von Normen. 

I, Wenn wirtschaftliches Recht zum Ende die soziologische Methode im 
Sinne vermehrter Rechtstatsachenforschung und (oder) des Einbezugs der 
Natur der Sache haben soll, so bleibt die Aussage aus zwei Gründen leer. 
Einmal ist zu fragen, wann die soziologische Methode in praxi zum Zuge 
kommt, wann mithin wirtschaftliches Recht vorliegt. Zum andern ist die 
rechtssoziologische Methode spätestens seit IHERING als Element jeglicher 
Auslegung (also auch des nichtwirtschaftlichen Rechts) Gemeingut 6. 

2. DieHEDEMANNsche Assoziation von Naturrecht und Wirtschaftsrech t6a 
gibt nichts her. Wenn auch die zunehmende Ökonomisierung des Lebens 
(und damit des Rechtsstoffes), ja auch eine akzentuiert-wirtschaftliche Ge­
sinnung der Normadressaten und der tonangebenden Schicht soziologisch 

4 Vgl. ERNST RUDOLF HUBER, Wirtschaftsverwaltungsrecht, I. Band, 2. Auflage, 
Tübingen 1958, S. JOff. 

5 Keinen weiteren Nachhall haben DARMSTAEDTER (Wirtschaftliches Recht als 
Abwehr- und Vermittlungsrecht) und RosENSTOCK (Wirtschaftliches Recht als 
zeitliches Recht) gefunden; vgl. FRIEDRICH DARMSTAEDTER, Das Wirtschaftsrecht in 
seinen soziologischen Strukturen, Berlin-Grünewald 1928, S. 25; EuGEN RosEN· 
STOCK, Das Industrierecht, Rechtssystematische Fragen, Festgabe Xaver Gretener, 
Berlin r 926, S. 9 ff. 

6 Vgl. ARTHUR MEIER-HAvoz, Berner Kommentar, Einleitungsband, Art. 1, 

N. 136ff.; HENRI DESCHENAUX, Schweizerisches Privatrecht II, Basel 1967, S. 85 
(zurückhaltend); ÜSKAR GERMANN, Grundlagen der Rechtswissenschaft, Bern 
1950, S. 29ff.; WALTHER BuRCKHARDT, Methode und System des Rechts, Zürich 
1936, S. 28 r; HANS NAWIASKV, Allgemeine Rechtslehre, 2. Auflage, Einsiedeln/ 
Zürich/Köln 1948, s. 135; CLAUDE Du PASQ.UIER, lntroduction a la theorie gene­
rale et a Ja philos~phie du Droit, 4. Auflage, Neuchatei/Paris 1967, S. 189f., 197; 
KARL ÜFTINGER, Uberblick über die Problematik und einige Hauptpunkte der In­
terpretation, SJZ 63 (1967) 353ff., 358f. KARL LARENZ, Methodenlehre der 
Rechtswissenschaft, Berlin/Göttingen/Heidelberg 1960, S. 212 ff.; LuDwIG ENNEC· 
CERUs/HANS CARL NrPPERDEY, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts, I.Band, Allge­
meiner Teil des Bürgerlichen Rechts, Erster Halbband, r 5. Auilage, Tübingen 
1959, S. 335; HEINRICH LEHMANN, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches, JO.Auflage, Berlin 1957, S.52f.; HEINRICH LANGE, BGB, Allgemeiner Teil, 
6. Auflage, München/Berlin r 963, S. 63 f.; KARL ENGISCH, Einführung in das juri­
stische Denken, 2. Auflage, Stuttgart 1959, S. 74 ff.; HoRsT BARTHOLOMEYCZIK; Die 
Kunst der Gesetzesauslegung, 2. Auflage, Frankfurt am Main r 959, S. 4 7ff.; WoLF· 
GANG SIEBERT, Die Methode der Gesetzesauslegung, Heidelberg 1948, S. 12. 

oa HEDEMANN, a.a .O. (Anm. 2), 13f. 
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zu vermerken ist, so ist im Gefolge dessen entweder alles Recht in diesem 
Sinne wirtschaftliches Recht oder der Abgrenzungsbeweis weiterhin ge­
schuldet. Will man aber als wirtschaftliches Recht jenen Bereich ausste­
chen, dessen Wertgehalt von den «ewigen» Gesetzen der Wirtschaft durch­
formt ist, so hat man eher ein verkrüppeltes Naturrecht als ein transzen­

dentes Wirtschaftsrecht vor sich. 
3. Unhaltbar und allenfalls Unvermögen und Hilllosigkei t bezeugend ist 

die Lehre vom Wirtschaftsrecht als einer Sammelkategorie, als Auffangla­
ger für systemflüchtige Normen. Wer übersähe, dass Systemwidrigkeit 
allein nicht systembildend sein kann, weil einmal Verschiedenstes vom 
Herkömmlichen verschieden ist und zudem das allenfalls in gleicher Weise 

Andere in eben dieser Gleichheit erst noch zu erweisen wäre. 
4. Wirtschaftliches Recht ist zwar in der Tat KonDiktsrccht, weil in ihm 

Freiheit und Bindung zur Ausmarchung antreten. Aber wo wäre das an­
ders? Die Spannung (Polarität) 7 zwischen Freiheit und Bindung zeichnet 
das Recht überhaupt B. Denn sogar die rechtliche Verankerung der Frei­
heit in den Grund- und Persönlichkeitsrechten 9 ist nur mit Bindung Dritter 
zu vollbringen. Daher krankt die Lehre vom Kontliktsrecht an der Unter­
lassung, das allgemeine Freiheits- und Bindungsverhältnis au fein besonde­

res wirtschaftsrechtlichcs Mass zugeschnitten zu haben. 
5. Kein Abgrenzungskriterium i8t endlich der blossr Wirtschaftsbewg. 

Die Wirtschaftsrelevanz einer Norm ist krin Ausweis für die Zugehörigkeit 

1 Vgl. dazu HEINRICI-1 HENKEL, Einführung in die Rcrhtsphilowphie, 1\1ünchen/ 
Berlin ·1964, S. 349, Anm. 2; ,,voLFHART FRIEDRICH BüRGI, Di e Polari ti:it als soziolo­
gisches Grundphänomen , in: Transparente Welt, Festsrhrilt Jean Gebscr, Bern 

1965. 
, B Vgl. PAUL BocKELMANN, Einführung in das Recht. München 196::1, S. 67 ff.; 

GusTA
0

v RADBRUCH, Rechtsphilosophie, 4 . Auflage, Sll1ttgart I 950, S. 14G ff.; 
JOHANNES MEsSMER, Das Naturrecht, 5. Aullagc, lnnsbrnck/,,Vien /Münrhcn, 
S. 3o2f.; ARTHUR FRIDOLIN lhz, Sozialethik, Sn.mmhmg Politcia, Bancl X, r. Teil, 
Die Prinzipien d er Gcsellschaftslchrc, 2. Auflage, Heidelberg/Löw en T 964, S. 294f. 
. Ai1 s den gleicl1 en Überlegungen taugl die Krnnzeichnung des wirtschaftlichen 
Rechts als Massnahmcrccht nicht; denn Massnahmerecht gibt es ;nl('h ,rnsscrhalb 
des Wirtschaftsrechts ; a. M. ENRJC:O DI RollJLANT, Dirrt tiva economi c,1 e norma 

giuriclica, Torino 1955, S. 23 ff. 
g HENKF.I . (Anm.7 ) S. 192ff. ; HELMUT Cornn, Grundziigr drr Rechtsphiloso-

phie, Berlin 1950, S. r 31 ff. 
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zum Wirtschaftsrecht. Anders schlüge die gesamte Rechtsordnung in Wirt­
schaftsrecht um, weil das Leben von der Wiege bis zur Bahre (auch) wirt­
schaftliche Aspekte aufweist und eben deshalb sämtliche Verhaltensmo­
delle in diesem Sinne wirtschaftsbezogen sind (z. B. das eheliche Güter­
recht). 

II. WIRTSCHAFTSRECHT 

IST DAS RECHT DER WIRTSCHAFT 

Fehlt somit der stringente Nachweis einer spezifischen Differenz zwi­
schen wirtschaftlichem und nichtwirtschaftlichem Recht, so ist auf die Aus­
sonderung eines qualitativ eigenständigen Wirtschaftsrechts zu verzichten. 
Wirtschaftsrecht kann alsdann nur gegenständlich begriffen werden als das 
Recht der Wirtschaft. In dieser Sicht wird die Wirtschaft zum Obj ekt des 
Wirtschaftsrechts, wie etwa Sachen Gegenstände des Sachenrechts sind. 
Während nun freilich Sachen begriffiich einzugliedern nur in Randberei­
chen besondere Anforderungen stellt' 0, ist zu überdenken, was es mit 
einem allfälligen Objekt «Wirtschaft» für eine Bewandtnis haben kann. 

1. Die Theorie ist sich darüber klar, dass Wirtschaft als Gegenstand des 
Wirtschaftsrechts möglichst konkret zu fassen ist. Das folgt aus dem selbst­
verständlichen Gebot der Rechtssicherheit. 

a) Ein Zweig der Lehre hakt punktuell bei wirtschaftlichen Institutionen 
ein. In diese Kategorie gehören das aristotelische und das thomistische 
Haushaltsrecht' i, vor allem aber das Unternehmensrecht 12 . Ähnlich 

10 Vgl. etwa ARTHUR MEIER-HAvoz, Berner Kommentar zum schweizerischen 
Privatrecht, Band IV, Sachenrecht, 1. Abschnitt: Systematischer Teil, Allgemeine 
Bestimmungen, 3. Auflage, Bern 1959, Syst. Teil, N. 55 ff. 

11 Auch in der kameralistischen Ausprägung des Staatswirtschaftsrechts; vgl. 
dazu ausführlich RllDOLF PmPF,NBROCK, Der Gedanke eines Wirtschaftsrechts in 
der rn;uzeitlichen Literatur bis zum Ersten Weltkrieg, Schriftenreihe Annal es Uni­
versitatis Saraviensis, Rechts- und wirtschaftswissenschaftliche Abteilung, H eft 7, 
Köln/Berlin/Bonn/München 1964, S.31 - 62. 

12 Hauptvertreter: WALTHER HuG, Die Problematik des Wirtschaftsrechts, Ver­
öffentlichungen der Handels-Hochschule St. Gallen, Reihe A, Heft 15, St. Gallen 
1939; HEINRICH LEHMANN, Grundlinien des deutschen Industri erechts, Festschrift 
für Ernst Zitelmann, München/Leipzig 1913, S. 1 ff. ; FRIEDRICH KLAUSINC , Wirt­
schaftsrecht, in: Beiträge zum Wirtschaftsrech t, Marburg 1931, S. 1 ff. 
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knüpft EmHLER - freilich erweiternd - an wirtschaftliche Vorgänge, Mass­
nahmen, Aufgaben und Ziele an, um sein dualistisches System zu errich­

ten 13. 

b) Andere (namentlich die Physiokraten) reduzieren die Wirtschaft auf 
eine ihrer Funktionen: die Produktion. Wirtschaftsrecht wird gleich Pro­

duktionsrecht. 
c) Die organische R echtsphilosophie setzt die Wirtschaft den wirtschaft­

lichen Zwecksetzungen der Bürger gleich, so dass das Recht zur Realisie­
rung individueller Ziele wirtschafüicher Art Wirtschafts recht wird. 

d) Wieder andere verstehen unter der Wirtschaft als Gegenstand des 
Wirtschaftsrechts die Wirtschaftsordnung, mithin den zielbestimmten 
Ordnungszusammenhang menschlicher Institutionen und Tätigkeiten im 
Blick auf Produktion, Verteilung und Verbrauch. Man spricht von der Ge­
samtwirtschaft, der Wirtschaftsverfassung im soziologischen Sinn 14

. ,,\/irt­

schaftsrecht ist Wirtschaftsordnung als rechtliche Veranstaltung 1 5
• 

e) Mitunter wird Wirtschaft auch gesehen als Summe der Massnahmen 
zur Gestaltung, namentlich Lenkung einer hier und j etzt verfassten Ord­
nung (im Sinne der lit. d), als dynamischer Prozess also, der von einer gege­
benen zu einer aufgegebenen Wirtschaftsordnung führt. Das Wirtschafts­
recht wird zum Recht der Wirtschaftspolitik oder der Wirtschaftsgestal-

tung. 
f) Endlich kann Wirtschaft meinen: die einzelnen \Virtschaftszweige als 

Zusammenfassung der Unternehmungen mit artgleicher Produktivfunk­
tion. In diesem Sinne wird Wirtschaftsrecht zur Summe der einzelnen 
Zweigrechte (z. B. Recht der Uhrenindustrie, Recht der Tabakindustrie 

usw. ). 

11 HERMANN Eicm,ER, Wirtschaftsrecht, Rechts- und sozialwissC'nschaftliche 

Vorträge uncl Schriften, Heft 2, Nürnberg 1950. 
14 Vgl. HE.LLMUT GEORG lsELE, Wirtschaftsrecht, in: Einführung in die Rechts­

wissenschaft, herausgegeben von Rudolf Reinh ardt, 2. Aulhge, Marburg 1949, 
S, 17of.; FRITZ R1TTNER, Artikel « Wirtschaftsrecht», Staatslexikon, 6. Aullage, 

Bd. 8, Freiburg I 963. 
15 KURT BALLERSTEDT, Wirtschaftsverfassun gsrecht, in: B~;TTERMANNIN1PPER­

DEYIScHEUNER, Die Grundrechte III/1 , Berlin 1958, S. 18ff., spricht von der V er­
fassung einer angeblichen Wirtschaftsgemeinschaft; derselbe, Unternehmen und 

Wirtschaftsverfassung, DJZ 19,51486ff., 490[ 
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2. a) Ersichtlich hängt für eine angemessene Würdigung dieser beacht­
lichen Konkretisierungsversuche alles davon ab, was man unter «Wirt­
schaft» zu verstehen gewillt ist. Methodisch erscheint es daher als richtig, 

zunächst zu fragen, ob die Wirtschaftswissenschaften einen allgemein aner­
kannten Begriff der Wirtschaft geprägt haben. Dabei zeigt sich, dass die 
Wirtschaft durchwegs als der Ort begriffen wird, wo gewirtschaftet wird. 
Daher ist nicht von der Wirtschaft ( der Kurzbezeichnung), sondern vom 
Wirtschaften Erhellung zu erhoffen. Anerkanntermassen ist das Wirtschaf­
ten jene menschliche Tätigkeit, welche der Bereitstellung (Erzeugung und 
Verteilung) der knappen Mittel zum Zwecke der Bedarfsdeckung dient 16. 

b) Folgerichtig ist Wirtschafürech t das Recht, das das Wirtschaften nor­
miert. Zu ordnen ist die Vorbereitung der Bedürfnisbefriedigung durch 
Verfügung über knappe Mittel. Im DroGENEs-Modell erfolgt die Ordnung 
durch V erzieht, im Robinson-Crusoe-Modell durch tatsächliche Ent­
scheide im rechtsfreien Raum. In der autarken Hauswirtschaft muss be­
stimmt werden, wie die gegebenen Mittel einzusetzen, ob und wie sie 
(durch Produktionsumwege) zu vermehren sind. Autorität und Pietät sind 

16 Vgl. J. HEINZ M ÜLLERIBRuNo DmTR1r.m, Artikel « Wirtschal't», Staatslexi­
kon, 6. Aullage, Band 8, Freiburg 1963, S. 78 ff.: DIETER PoHMER, Das V crhältnis 
der Wirtschaftswissenschaften zur Rechtswissenschaft, dargestellt am Beispiel der 
Konzerngestaltungen, in: Das Verhältnis der Wirtschaftswissenschaft zur Rechts­
wissenschaft, Soziologie und Statistik, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, N euc 
Folge, Band 33, Berlin I 964, S. 56; LmTLSBERGER (Diskussionsvotum, ebendort 
S.213) spricht von einem Prozess zur Überwindung der Güterknappheit: WATRIN 
(Diskussionsvotum, ebendort S. 230) umschreibt als Aufgabe der Nationalökono­
mie, die Verwendung knapper Ressourcen zu erklären, also «knappe Produktions­
faktoren möglichst zweckmässig einwwcisen». ERICH CARELL, Allgemeine Volks­
wirtschaftslehre, München 1951, S. 18, geht von der Knappheit der Güter aus. Aus 
dieser Sicht bedeutet das \t\lirtschaften «Beschaffen (Erwerben) von Gütern und 
,Haushalten' mit den erworbenen Gütern». JosuA VVERNER, Wohlstand, Freiheit 
und Gerechtigkeit, Veröffentlichungen der Handels-Hochschule St. Gallen, Rei­
he A, Heft 29, Zürich/St. Gallen 1951, S. 11, unterscheidet im Anschluss an WAL­
TER ADOLF JöHR formales und material.es ,l\'irtschaften. «In formaler Beziehung 
drückt der Begriff, Wirtschaft' eine ganz bestimmte Art des menschlichen Handelns 
aus, und zwar ein Handeln ,an das der Massstab des rationalen Vergleichens von 
Aufwand und Erfolg gelegt ist. Wir fragen nach der matei'ialen Bedeutung des Wirt­
schaftsbegriffes. Wir fassen die Wirtschaft auf als jene menschliche Tätigkeit, die 
der Vorbereitung der menschlichen Bedürfnisbefriedigung dient'. Das Mass der Er-
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die Ordnungsprinzipien 11. In allen diesen Fällen fehlt ein Wirtschafts­
recht, weil das Wirtschaften durch ausserrechtliche Determinanten geord­
net wird, wenn man vom Verbot des Diebstahls und des Raubes absehen 

will. 
c) ln der arbeitsteiligen Wirtschaft bedürfen indessen die Fragen, was, 

wieviel wann wo und durch wen zu produzieren und wie es zu verteilen 
' ' ist, einer rechtlichen Ordnung. Die Rechtsordnung hat zu bestimmen, wer 

wirtschaften darf (Wirtschaftsfähigkeit) und wie die wirtschaltsfähigen 
Subjekte ihre Individualtätigkeiten am zieltauglichstcn aufeinander ab­
stimmen (Koordination). Die Leistung des Rechts wird es, das Wirtschaf­
ten zu organisieren ,s. Damit wird die Wirtschaft als Gegenstand des \,Virt­
schaftsrechts im Sinne einer Funktion 19 , das Wirtschaftsrecht als Leistung 
des Rechts zur Bewältigung eben dieser Aufgabe begriffen. Nichts kann 

füllung dieser Vorbereitung bezeichnen wir dann als \t\lohlstand.» Ähnlich RoLF 
KRÜGER, Das wirtschaftspolitische l nstrumentarium, Volkswirtschaftliche Schril~ 
ten, Heft I IO, Berlin 1967, S. 12: «Als \t\Tirtschaften bezeichnen wir dicjcuig-cn 
menschlichen Tätigkeiten, dir durch Verfügung über knappe Stoffe, Kräfte oder 
Rechte im weitesten Sinn der ,Bedürfnisbefriedigung' dienen.» Die besten begriff­
lichen Erörterungen finden sich bei ALFRED AMoNN, Volkswirtschaftliche Grund­
begriffe und Grundprobleme, 2. Auflage, Bern 1944. Der AMMONsche Begriff der 
Volkswirtschaft ist vorzüglich auf die wirtschaftsrechtliche Problematik zuge­
schnitten: «,Volkswirtschaft' überhaupt ist das <,11.rammenwii km oder ,Znsammen­
spielen' der Einzel- oder Sonderwirtschaften eines ,Volkes' bei ihrer auf die Erlan­
gung oder Verfügung über wirtschartlichc Güter gerichle1 cn Tätigkeit>> (a. a. 0., 

s. 29). 
17 Vgl. dazu MAx '"'EBER, Wirtschaf1 und Gesellschaft, 4 .. Aul1age, 1. Halbband, 

Tübingen 1956, S. 214. 
iH So schon HANS Gm,DsCHMJDT, Reichswirtschalhrccht, Berlin 1923, freilich mit 

Beschränkung auf die Koordination der Produktion; vgl. 61I, insbesondere 12. 
Zutreffend C. CHAMPAUD, Contribution a Ja dffinition du droi t economique, in: 

II Diritto dell'Economia 13 (1967) 146: «Ainsi, si l'on suit cette opinion, le Droit 
Economique se presente comme Je droi t de l'organisation cl du dcvcloppemcnt eco­
nomique que ceux-ci relevent de ]'Etat, de !'initiative privec. 011 du concert de l'un 

et de l'autre. >> 
10 Unter Funktion ist zu verstehen «einerseits Tätigkeit als die auf die Erreichung 

eines bestimmten Zweckes gerichtete Verrichtung, anderseits aber auch die Zweck­
bestimmung dieser Tätigkeit als solche, die mit einer Tätigkeit zu crfüllendr Auj~ 
gabe und die in der Erfüllung dieser Aufgabe durch die Tätigkeit liegende Lei­
stung»; ,,VERNER KRAWIETZ, Das positive Recht und seine Funktion, Schriften zur 
Rechtstheorie, Heft 9, Berlin 1967, S. '.19; ähnlich WALTER R. ScHLllEP, Das :Mar-
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darauf ankommen, dass damit der Gegenstand des Wirtschaftsrechts aus 

dem Bereich der alltäglichen Erfahrung gehoben wird. Denn einmal lässt 
sich Wirtschaft überhaupt nicht als Erfahrungstatsache fassen, weil sie 
«nur ein abstrakter Zusammenhang ist. ... (d er) untergeordnet bzw. in 
ständiger wechselseitiger Durchdringung eingeordnet ist dem Gesamtzu­
sammenhang ,Leben' oder ,Wirklichkeit' 20» . Zum andern, weil die Erfah­
rungsweise des R echtstheoretikers ohnehin von der Primärerfahrung ab­
weicht, indem sie «zugleich ihren Gegenstand hinsichtlich seiner Transpa­
renz auf das Ganze der Rechtsordnung rdlekticrt 2 r» _ 

3. Nach dieser Flurbereinigung wird es möglich, die angebotenen Um­
schreibungen der Doktrin (Ziff. r) zu überprüfen: 

a) Wer das Wirtschaftsrecht von der Unternehmung her ausbreitet, iso­
liert unzulässig einen blossen Teilaspekt aus einem Lebenszusammenhang. 
Denn die Unternehmung ist nicht nur Produktionsstätte, sondern ganz­
heitliche Erscheinung (also z. B. Gemeinschaft, technische oder gar ästheti­
sche V eranstaltung) 22 • Anderseits ist Unternehmensrecht zum T eil bloss 
erweitertes Handelsrecht, allenfalls unter Einbezug der öffentlichen Un­
ternehmungen 23. Oder es ist das auf die Unternehmung bezogene bürger­

liche R echt, das um die spezialgesctzliche Ordnung besonderer Unterneh­
mensgüter (lmmaterialgüter) erweitert wird. Mutatis mutandis gelten 

kenrechl als subjektives Recht, Studien zum I mrnaterialgiilerrccht. Band 5, Basel 
J 964, s. 60 ff. 

20 Vgl. dazu ARTHUR LisowsKY, Vom Sinn organischt'r Wirlsch aft , Veröffentli­
chungen der Hand els-Hochschule St. Gallen 1932, S . 43: dendhe, Koslen<lcnken 
und Ertragsd enken in der Betriebswirtschaft, 7.ci tschri !i: für Betriebswirtschaft 1937 
292 !T., 293. 

21 Vgl. KRAWIETZ (Anm. 19), S. 37. 
22 Dazu treffend L1sows1<v, Vom Sinn organischer Wirtschaft (Anm. 20), S. 53: 

« Was ist denn Wirtschafri' -- Tst es der Generaldirektor in seinem Büro, der Arbeiter 
an der Drehbank, drr Reise nde im Vorzimmer, der Einzelhändler hinter dem 
Ladentisch oder die Hausfrau davor' Sind es die rauchen<lcn Hochöfen oder die 
Druckpressen, ckr Ladentisch und der Laden selbst, kurz, a ll diese Apparaturen? 
All das ist doch immer und in jedem Augenblick gleichzeitig Ausd1uck rles Lebens 
schlechthin .I Wie ist da l.rnlie111.ng miiglid1? Die Antwort darau!'istschou gegeben: sie i.rt 
nur möglich im Menschen selbst." 

2 -' Vgl. PETER RAI SCH, Geschichtliche Voraussetzungen, dogmatische Grundla­
gen und Sinnwandlung des Handelsrechts, Karlsruhe 1965, S. 179ff., vgl. auch 
HERMANN E1cHLER , Die Einheit des Privatrechts, in: ZHK 126 ( 19G4) 181 n: 
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diese Überlegungen auch für ein allfälliges Haushaltsrecht 24: es handelt 
sith um bürgerliches oder öffentliches Recht unter dem beschränkten Ge­
sichtswinkel des Güterverkehrs. '\,V er wie WESTHOFF 2s Unternehmens- und 
Haushaltsrecht zutreffend zusammenfasst, bezieht zwar die Lebensmanife­
stationen der Wirtschaft umfassender ein, überwindet aber damit den 
methodischen Fehlansatz nicht. Erst wenn im Rahmen des Unterneh­
mensrechts das Verbot des unlautern Wettbewerbs miterörtert wird, ist ein 
eigenständiges Organisationsproblem angegangen (Koordination nur 
durch lauteren Wettbewerb). Thematisch kann aber das UWG von der 
Unternehmung her nur gerade als polizeiliche Beg-renzung der Betäti­
gungsfrei heit erfasst werden. 

b) Unzulässig ist es, mit den Physiokraten die Wirtschart aufdif'. R epro­
duktion zu begrenzen . Wenngleich die Idee des Kreislaufs mit dem Tab­
leau economique von QuESNAY die Koordination als Problem mitenthält, 
so blendet doch der naturgesetzliche Aspekt. Die Folge ist ein V crständnis 
des Wirtschaftsrechts, das die Rechtsordnung nur als Dienerin der Repro­
duktion, dafür aber in tolo en thält. 

c) Nicht die wirtschaftlichen Zwecksetzungen, sondern die Handlungen 
irn Dienste _der Bedürfnisbefriedigung, mithin die Verwendung knapper 
Ressourcen, machen das Wirtschaften aus. Aber selbst wenn man im Recht 
in der Tat nur die Form der Verwirklichung von Lebenszwecken sähe, so 
bliebe doch di e Kategorie der wirtschaftlichen Zwecke zu definieren 

ebenso au(g-egeben wie die Frage zu beantwortrn, was das Recht <lazu 

mehr beizutragen vermöge als Freiheit. 

d) Wer Wirtschaft in der konkreten Wirtschaftsordnung sieht, also in der 
«Gesamtheit der realisierten Formen, in den en in concreto jeweils der all­

tägliche Wirtschaftsprozess abläuft 26», stösst unweigerlich auf das l(nnrdi-

,. Haushalt «ist die Einheit der aufSichcn.mg der gemeinsamen Becl,1rl:S<lrcku ng 
einer Menschengruppe gerichteten Vcrl'i.igungTn»: IIRTGH EGNRR, Artikel «Haus­
halt» HDSW, Band 5, S. 65 ff. Zum R echt des Familienhaushaltes gehörten z. 13. dir­
Ordnung der Schlüsselgewalt und weite T eile clcs ehelichen Güicrrcchts. Das 
Recht der Kollektivhaushalte wäre Stac11s- und Vcrwaltu1111:srech t (Recht drs 
Fi11,1nzhaushaltes der öffentlichen Körperschaften und Anstalten ). 

0
-
1 Vgl. EMIL \i\lESTHOFF, System d es \A/irtsch,ifürcchts, Bel. J, \!\lesen und Grund­

la~en, 1./2. Auflage, Leipzig 1926. 

'
0 

WALTER EuGKEN, Grundsätze der Wirtschaltspolitik, Bcrn/Tiibingrn 19;12, 

s. 372. 
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nationsproblem. Im Blick auf das Wirtschaftsrecht taucht damit die Frage 
auf, inwieweit die Rechtsordnung Koordination als positiv gegebene Tat­
sache bewirkt. Hier ist mithin die Richtung für die weitere Ergründung 
gewiesen. 

e) Ist somit Wirtschaft konkrete Wirtschaftsordnung (im Sinne der hier 
und jetzt gegebenen Koordination), so darf man sie nicht auf blosse Gestal­
tung und erst recht nicht auf Lenkung reduzieren; denn beides setzt die 
Wirtschaft als Gegenstand voraus. Eine andere Deutung ist nur möglich, 
wenn «Gestaltung» und «Lenkung» nicht verbal, sondern substantivisch 
«zur Benennung des Ergebnisses dieser Handlungen 21» verwendet wer­
den. Dann aber liegt die hier und jetzt gegebene (gegenüber dem status 
quo ante gestaltete und gelenkte) Wirtschaftsordnung vor. Die wirtschafts­
rechtliche Bestandesaufnahme erfasst ersichtlich alle Norm en (aber nicht 
nur diese), mittels derer die gegebene Ordnung bezogen auf die vergan­
gene gestaltet worden ist. 

f) Wird Wirtschaft in der Summe der Wirtschaftszweige gesehen, so ge­
schieht das, indem die Fäden der wirtschaftlichen Interdependenz zer­
schnitten werden. In der Folge werden Teilmärkte ausgegliedert und her­
nach als Teilganzheit zusammengefasst. Das mag ergiebig sein, um bran­
chenspezifische K oordinationsprobleme zu erforschen. In gleicher Weise 
lassen sich die auf den Zweig bezogenen wirtschaftsrechtlichen Normen 
sammeln. Didaktische, aber mitunter auch Gründe einer besonderen 
Kohärenz (z. B. Landwirtschaftsrecht) können das gegebenenfalls fordern. 
Zu beachten ist freilich, dass der zweigweisen Systematisierung des Koor­
dinationsrechts eine im Vergl eich zum Sonderrecht mehr oder weniger in­
haltsreiche Klammer des allgemeinen Wirtschaftsrechts voranzustellen ist. 

4. Zusammenfassend lässt sich somit das Wirtschaftsrecht als Recht der 
wirtschaftlichen Koordination oder als Recht der Wirtschaftsordnung her­
ausstellen und kennzeichnen. Nun ist zu beachten, dass die Koordinations­
typen von der Natur der Sache her beschränkt sind. Auf Einzelheiten kann 
hier nicht eingegangen werden. Immerhin schlägt sich aus der wirtschafts­
wissenschaftlichen Diskussion die Erkenntnis nieder 28, dass das Koordina-

27 LEOPOLD VON WrnsE• Stichwort «Organisation», H.DSW, Band 8, S. 1 o8ff., 108. 
28 Vgl. statt vieler: WALTER ADOLF J ÖHR, Das Problem der Wirtschaftsordnung, 

in : Individuum und Gemeinschaft, Festschrift zur Fünfzig-Jahr-Feier der Handels­
Hochschule St. Gallen , St. Gallen 1949. 

IO 
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tionsproblem grundsätzlich nur durch Wettbewerb, zentrale Leitung 
(Plan) oder Gruppenvereinbarungen (bilaterales Monopol) gelöst werden 
kann. Der zuletzt erwähnte organisierte Gruppenausgleich kann ange­
sichts der Kompliziertheit der modernen arbeitsteiligen Wirtschaft allen­
falls zur Ergänzung der beiden andern Systeme herangezogen werden 29

• 

Beide verbleibenden Koordinationstypen sind in einem bestimmten Be­
reich in Richtung auf den Konträrtyp modifizierbar, so dass eine Typen• 
reihe verschiedener Konkurrenz- und Lenkungstypen zur Auswahl steht. 

Grundsätzlich hat nicht der.Jurist, sondern der Politiker den Entscheid 
über diesen oder jenen Koordinationstypus zu treffen. Für den Juristen ist 
indessen die Erkenntnis wichtig, dass dieser Entscheid sich in Normen um­
schlägt. Wie aber, wenn ein gegebenes Koordinationssystem gar nicht ge­
setzt, sondern aus ausserökonomischen Ordnungsvorstellungen sozusagen 
gewachsen ist .10? Auch dann bleibt es dabei, dass die das gegebene Koordi­
nationssystem tragenden Normen existieren; nur dass sie nicht im Blick auf 
ihre Funktion gesetzt worden sind . So oder anders sind es die einen Koordi­
nationstypus verwirklichenden Normen, die man als Wirtschaftsrecht aus­

gliedert und zusammenfasst. 
0

5. Inhalt des Wirtschaftsrechts ist somit die Verrechtlichung des Koordi~ 
nationssystems durch Normierung des politischen Grundentscheides: der 
Koordinationstyp wird zur Geltung erhoben 31

. Das vollzieht sich durch 

io Vgl. dazu WALTER ADOLF .JöHR/H . W. S1NGER, Dic Nationalökonomie im 
Dienste der Wirtschaftspolitik, Göttingen/Zürich 1957, S. 156ff. Vgl. aber auch 
KRÜGER, Von der reinen Marktwirtschaft zur gemischten '"'irtschaftsverfassung 
(Anm. 33) , S. 16, 36, wonach auch Zusammenarbeit zwischen Staat und '"'irtsch aft 
sowie zwischen den Wirtschaftssubjekten als Koordinationsmittel in Betracht 
kommt; ders., Von der Notwendigkeit einer freien und auf lange Sicht angelegten 
Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft (Anm. 79), S. 19ff 

Jo WALTER EucKEN, Wirtschaftspolitik (Anm. 26), S. ?,73: «Man hat zwei Arten 
von Ordnungen unterschieden: Gewachsene Ordnung und gesetzte Ordnung. Ge­
wachsene Ordnungen sind solche, die sich im historischen Geschehen ohne be­
wusste Entscheidung bilden. Ges etzte Ordnungen sind solche, die au!"Gpmd einer 
wirtschaftspolitischen Gesamtentscheidung ein Ordnungsprinzip in einer \,Virt­

schaftsverfassung zur Geltung bringen.» 
31 Zutreffend hebt LUDWIG RAISER, Wirtschaftsverfassung c1ls R echtsproblem, 

·. Festschrift für.Julius von Gierke, Berlin 1950, S. 181 ff., 192, hervor, dass die durch 
den politischen Entscheid festgel egte wirtschaftliche Gesamtkonzeption an sich 
noch keineswegs Rechtssatzqualität hat: «Die Rechtsordnun~ hat die jener Kon-

1 l 
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die rechtliche Ermöglichung, aber zugleich auch Sicherung des nun rechtlich 
geforderten Koordinationssystems. Angesichts der Mod'fikationsfähigk _.I 

des gewählten Typus sind aber nicht bloss j n Nonn 11 inzube1.iehen, 
welche den Grundtyp im Sinne einer Zwcckmässigkeitsordnun Y zu ver­
wirklichen haben, sondern auch_jene andern, welchen die Rechtsidee bei der 
Ordnung der Koordination durchbrechen zu lassen a~fgegeben ist. Für 
den Juristen besteht die Schwierigkeit darin, zu verstehen, dass die ihm als 
Einheit erscheinenden koordinati.onsbczogenen Normen teils systcmvcr­
wirklichend, teils systernmodifizierend sind. Die Qualifikation erfolgt frei­
lich nach ausserrechtlichen Kriterien: die Wirtschaftswissenschaften lie­
fern durch pointierende Abstraktion die Masse (Modelle), nach denen die 
reinen Koordinationstypen verfasst und daher Koordinationsnormen in 
systemverwirklichende und systernmodifizicrende zu scheiden sind 32

. 

zeption entsprechenden Rechtsnormen erst rn schaffen, um damit. ihre Verwirkli­
chung zu ermöglichen» ; a. a. 0., S. 192. ~ Ist die Wirtschaftsordnung im Sinne 
EucKENs gewachsen (RAISER, a. a. 0., S. , 92, spricht in diesem Fall abweichend von 
einer traditionell übernommenen Ordnung), so fehlt. natürlich diese Umsetzung 
eines politischen Entscheides. Zu fragen ist dann umgekehrt, ob aus dem Bestand 
der Rechtsnorm en auf einen implizierten Ordnungstypus zu schliessen ist. Dieses 
Verfahren forciert ebensovicl Sachkunde wie Zurückhaltung. Zwei Antworten sind 
möglich. Einmal mag sich erweisen, dass die gewachsene Ordnung blosser Reflex 
nicht spezifisch wirtschaftsbezogener politischer Entscheide isl. Das trifft dann zu, 
wenn die gewachsene Ordnung eine Reihe von Rechtsinstituten (im technischen 
Sinn) enthält, die zwar notwendige, aber nicht hinreichende Bedingungen eines be­
stimmten Ordnungstyps sind. fü mag die Überprüfung aber auch erhellen, dass die 
fragliche Rechtsordnung die einen Ordnungstyp konstituierend en Rechtsinstitute 
in planmässiger und sinnhafter Verknüpfüng und Abstimmung verwirklicht. Die 
Konstituanten sind vom Seimtatbcstand (vom ordnungspolitischen Modell her) zu 
gewinnen. Dann darf die hier und jetzt geltende Ordnung als rechtliche Verwirkli­
chung eines stillschweigenden Entscheides interpretiert wercten. Man hat unter 
diesen VoraL1ssetzungen dne Wirtschall:sverfaswng im materiellen Sinne vor sich; 
darüber ausführlich hinten S. 13ff. J m Zwcilcl ist l'reilich anzunehmen, die Rechts­
ordnung sei orctnungspolitisch o(frn. 

.1 2 Nach dieser Umschreibung crheht sich die Frage, ob das vorne S. 7 ange­
zeigte Problem der «Wirtschaltsrilhigkcit», die Frage nach den zugelassenen Wirl­
sehaftssu~jekten (Staat, Private usw .) also, vom Be,i:;riffder rechtlichen Koordina­
tionsordnung gedeckt sei oder ob sie nicht Anlass zur Ausgliederung eines besonde­
ren Zweiges des Wirtschaftsrechts gebe. Nach RITTNER (Anm. 14) , S. 820 ist di e 
Frage, wer wirtschaften solle (der Staat oder die Privaten), gerad ezu das sachliche 
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B. Der Aujbau des Wirtschajtsrechts 

I. WIR TSCHA FTSVER FASSUNGSR ECHT 

Die Wirtschaftsverfassung ist die zu rechtlicher Geltung erhobene poli ti­
sche Grundentscheidung über das Koordinationssystem der ,i\Tirlschaft .n. 

Wirtschaftsverfassung ist somit ein Rechtsbegriff, der sich wescnsrnässig 
unterscheidet vom soziologischen Begriff der V\Tirtschaftsverfassung, 

Kernproblem des Wirtschaftsrechts. Im Kontext ist. ,n,rdie Lösung eines besonrlc­
ren Problemgli edes «Wirtschaftsfähigkeit» verzichtet worden, weil nach der hier 
vertretenen Auffassung mit dem Koordinationstypus gnmdsätzlich entschieden ist, 
wer ,virtschaftssubjekt ist. Voraussetzung ist freilich, dass man vom traditionellen 
Gehalt der in Frage stehenden Rechtsinstitute ausgeht. Wenn man die Staatsbe­
triebe frei wirtschaften lässt, so entsteht zwar ein Ordnungstypus mit V\T cttbcwcrbs­
koordination und (allenfalls partikularistisch ausgestaltetem) Kollektiveigentum. 
Doch ist dieses System i nsti tu tionell nicht zu sichern: «Der ci nzdnc ßetrieb wahrt 
seine Vorteile nicht kraft eigenen Rechts, sondern auf Gnmd einer Anweisung der 
Zentralbehörde; er kann infolgedessen auch einer andersartigen Anweisung kaum 
Widerstand entgegensetzen»; WAL'l'ER ADoLFJÖHR, Ist ein rreiheitlicher Sozialis­
mus möglich?, Bern 1948, S. 111. Führt man umgekehrt verbindliche Planung bei 
Aufrechterhaltung des Privateigentums ein, so wird dem Eigentümer die Disposi­
tionsbefugnis und damit der Kern des Eigentums entzogen. Richtig ist abrr, dass 
sowohl in den uns bekannten Systemen der Marktwirtschaft ein erheblicher Teil 
der Unternehmungen im Staatseigentum steht (z. B. public utilitfrs) als auch in den 
sozialistischen Ordnungen ein privater Rest zu vr.rbleiben pilegt. Die damit gege­
honen Probleme (Begründung neuer Monopole und Regalien einerseits, Ausdeh­
nung des privaten Bereichs anderseits) rechtfertigen nach der hier vertretenen Auf~ 
fassung einen vom Koordinationsrecht verschiedenen Teil des \Virtschafisrechts 
nicht. Endlich sind die etwa im Zusammenhang mit der Wirtschalbfähigkeit erör­
terten Fragen der Gewerbezulassung entweder polizeirechtlich oder dann vom 
Koordinationsrecht her zu lösen. Damit soll nicht bestritten werden, dass eine sol­
che Verselbständigung des Problems zu Lehrzwecken cl11rcham sinnvoll sein kann. 

33 So vor allem FRANZ BöHM, Wettbewerb und Monopolkampf: Berlin 1933, 
, S. 107; WALTER Et1CKEN, Die Grundlagen d(T Nationalökonomi<', 5, Aulfagc, 

Godesberg, 1947, S.86; E.R. HuBER, Wirtschartsvcrwaltnngsrecht I (Anm.4), 
S. 23 ff: RAISER, Wirtschaftsverfassung als Rechtsproblem (Anm. 3, ), S. H)2; WA1,­
TER STRAUSS, Entwicklung und Problcmr c!es heutigen \,Virtschaftsrerhts, Schrif­
tenreihe derjuristischen Stucliengesellschall: Karlsruhe, Heft '.{O , Karlsruhe 1957, 

.19; namentlich aber ERNST-JOACHIM MESTMÄCKER, Wirtschaft und Verfassung, 
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wonach jede Wirtschaft tatsächlich irgendwie geordnet oder verfasst ist. 
Demgegenüber erweist sich die rechtliche Wirtschaftsverfassung als der In­
begriff der Rechtsnormen, die ein wirtschaftliches Koordinationssystem 

in: DÖV 1964 606 ff.; vgl. auch ANDRE,AS HAMANN, Deutsches Vhrtschaftsverfas­
sungsrecht, Darmstadt 1958, S, 13 (mit Begrenzung auf das formelle Verfassungs­
recht); GERD RINCK, Wirtschaftsrecht, Academia J uris, Köln/Berlin/Bonn/Mün­
chen 1963, S, 18 ; HANS CARL N1PPERDEYIHERM.ANN , TUMP I', Wirt c.haflsrcchl, in: 
Handbuch der Wirtschaftswissenschaften, Band Tl (Volkswirtsd1all), :.i.AuOage 
Köln/Opladen 1966, S, 639 (mit Begrenzung auf di' lac1t6vcrlassun •; E1cH1,ER 
(Anm, 13), S, 57f[; GERHARD RAuscHENBACH, WirtschaO:srcchl mi1· I art Ur chl 
Schaeffers Grundriss des Rechts und der Wirtschaft, 41, Band, Stuttgart I 96.1, 
S, 120f. (mit Begrenzung auf die formelle oder materielle Staatsverfassung); WAL· 
THER Huco/ÜTTO KoNSTANTIN KAUFMANN, Artikel «W'irtschaftsrecht», Handbuch 
der Schweizerischen Volkswirtschaft, 2, AuITage, Bern 1955, S, 559{I; R1TTNER 
(Anm, 14), S,820; WALTER ScHMIDT•RIMPLER, Artikel «Wirtschaftsrecht», 
HDSW, Band 12, Stuttgart/Tübingen/Göttingen 19Gs, S, 699IT. MiL stren­
ger Begrenzung auf die wirtschaftsrelevanten Vorschriften der Staatsverfassung 
und gegen einen besonderen Begriff der Wirtschaftsverfassung: HoRsT EHMKE, 
Wirtschaft und Verfassung, Kölner Rechtsstudien, Kölner Reihe, Band 2, Karls­
ruhe 1961; HERBERT KRÜGER, Von der rein en Marktwirtschaft zur gemisch­
ten Wirtschaftsverfassung, Hamburger öffentlich-rechtliche Nebenstunden, 
Band 15, Hamburg 1966, S, 15: «Eine Wirtschaftsverfassung hingegen ist die inner­
halb der politischen Verfassung, die hier lediglich Grenze ist, pragmatisch zu fin­
dende, teils vom Staat durch einfache Gesetzgebung zu statuierende, teils von den 
Wirtschaftssubjekten selbst frei zu verwirklichende, gemäss den jeweiligen Forde­
rungen nicht zuletzt der politischen Lage durchaus veränderliche Ordnung des ge­
meinsamen Wirtschaftens.» Vgl. auch HANS F.ZACHER, Aufgaben einer Theorie 
der Wirtschaftsverfassung, in: Wirtschartsordnung und Rechtsordnung, Festschrift 
Franz Böhm, Karlsruhe I 965, S. 63 ff,, wonach der spezifische Platz der Wirt­
schaftsverfassung dort ist, wo die wirtschaftsordnenden Rechtsnormen den Rang 
des Verfassungsrechts einnehmen» (a, a, 0,, S, 77); RunoLF Wll!,THÖLTER, Die 
Position des Wirtschafürechts im sozialen Rechtsstaat, in: ,A,/irtschaftsordnung und 
Rechtsordnung, Festschrift Franz Böhm, Karlsruhe 196.'j, S, 41 ff,: «Der im Konsti­
tutionalismus aus dem Politischen ausgeklammerte Wirtschaftsbereich ist als ein 
Teilbereich des Gemeinwesens politisch relevant wie jeder andere Bereich auch, 
wenn wir von der Sonderlage der Kirchen absehen, Die grösste Gefahr eines spezifi­
schen vVirtschaftsverfassungsrechts neben dem politischen V crfassungsrecht liegt 
wohl darin, dass politische Auseinandersetzungen zu Rechtsanwendungsproble­
men werden, dass sich die politische Demokratie langsam in den totalenjustizstaat 
umwandelt, dass mit Verfassungsrang versteinert wird, was dem freien Kräftespiel 
überlassen bleiben muss» (a, a. 0,, S, 59f), 
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konstituieren, also bewusst ins Recht heben. Nur gerade diese ratio consti­
luendi verbind~t die Wirtschaftsverfassung n1it der Staatsverfassung; das 
constmendum 1st demgegenüber völlig verschieden J4. Das schliesst nun 
freilich nicht aus, dass die Wirtschaftsverfassung formal (Staats-) Verfas­
sungsrang hat: Die Staatsverfassung enthält mitunter ausdrücklich die 
Verpflichtung zur Institutionalisierung eines bestimmten Koordinations­
typus 35

, Von einer implizierten Wirtschaftsverfassung mit formellem Ver­
fassungsrang darf man dann reden, wenn Verfassungsgesetze (z. B. der 
G~undrechtskatalog) das Koordinationssystem eincleu tig determinieren. 
Nichts steht entgegen, in die~en Fällen von einerji1rmellen Wirtsdwjtsveifas­

.6r11m~bzu reden, solange man s1ch des besonderen Sprachgebrauchs bewusst 
e1 t. 

Aber auch wenn die formelle Staatsverfassung offen ist, kann eine vVirt­
s~haftsverf~ssung im materiellen Sinne gegeben sein .i<,, Das trifft zu, wenn aus 

emer ?est~mmten Rechtsordnung planmässig funktional verbundene 
~echtsmst1tute evident werden, die sich als Konstituanten eines Koordina­

ti~nssyst~n-1s erweisen. Zutreffend spricht ScHMIDT-RIMPLER von einer 
~irtschafthchen Grundordnung. Richtigerweise sollte daher nicht von 

emer n:iate:iellen Wirtschaftsverfassung die Rede sein, wenn ein gegebenes 
Koo~·dmat10~1ssystem blosser Reflex einer Rechtsordnung ist, die losgelöst 
von ihrem ~1rtschaftli,chen Ordnungs- und v\Tertungsgehalt ergangen ist. 
Es versteht sich, dass die U ntcrscbcidung zwischen materieller \!Virtschafts­
v~rfassun,g und blosser Reflexverfassung hohe Anforderungen stellt. Sie 
Wlfd erleichtert durch die theoretische Herausschälungjencr Rechtsinsti­
~utc, welche als Konstituanten für eine bestimmte Koordinationsordnung 
1
~ Frage kommen. Da das constituendum die Ordnung der wirtschaft­

lichen _Koordination ist, darf man auch die gesteigertf' Relevanz nur von 
der W1r~schaft her begründen, Der Jurist ist hier auf die Hilfe des Wirt­
schaftswissenschafters angewiesen, Nur nach den wirtschaftstheoretischen 

Modellen lässt sich nämlich ausmachen, welche Rechtsinstitute koordina-

34 
Die Anna_hm e von BALLERSTEDT (Anm. 15), die Wirtschaftsverfassung sei das 

Grundgesetz em~r besonderen ,A,/irtschafrsgemeinschafl , trägt dem Abstraktions­
charakter der Wirtschaft zu wenig Rechnung, 

' 5 S B d' ' 
;

6 
~ z, , 1e Staatsverfassung der UdSSR von 1gs6 (Art, 4), 

\ gl. dazu vorne S. 11 f, Anm. 3 1, 
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tionsbezogen grundlegend sind 37 • Für die vcrkehrswirtschaftliche V erfas­
sung nennt EucKEN z. B. offene Märkte (allgemeine Wirtschaftsfähigkeit), 

·" E. R.1 1Tll6R, Wir1s ·hafLsvcrwaJt11np;Rrccht I (Anm. 4), S. 27, rechtfertigt dc:n 
13 grilf d r nrn tci-i ol len Wir ls haftsvcrfassung ein mit, dass di ' Wi rtschaft sowohl 
ciUTch di e formell e als auch chm:h die: 111.1(cricllc · rn.al.sv rfässnng vc1fru.~t werden 
kann. Das. ctil II raus, ch~s.~ der ßcgri !\' cl r nrntcl'i clkn Staat·Rvcrfassung im inne 
der« n111cllrg •nclcn Rcch t:snorm· ·11 eines Staate.~» (so Üf.RM/\N N, ,-rund lagen der 
R ·chlswi11Scns ·hafl fA1 m,Gl , S. '11 n: und NAw111s.KY [Anm. G], S.39) d li11i r 
wird und nicb l bloss «auf die obersten rganc (V crfasRt111g im ng l'Cll, inne) und 
- wie man sich aus1,udrü ·kr,n pnc·g - das Vrrhi\ lLni~ clc-.r Un tcnanen z,1r Staatsg -
walt (Vcrlassung im wcittw·n Si nn )» zir.11 (so H ANS K F. J.SEN Allfi1:mci 11c ~taats­
lehr , Neud n1d Hombnrgv.d. Höhc/Bcrli11 /Zürid1 1966, S.2521'. ; ähnlich rl t•r­
seJb , R ein Rcdnslcbrr:, 2. Auflag Wilm 1960, S. 228: (< ... die pns'iti11 · orm oder 
cl-ic positiven Norm n ... , durch dir die 'F,rZl\t1 g1rng d 'rg ncr ' llen NOl'mcn geregelt 
wird)) ). Erst un ter di 'S r Voraus.~(•(1,u ng kann di rcehtliche Ordnung d~r wirt­
~chaft li cl1en KoordinaLion Teil ckr 111a1crid lr: 11 Laa1wcrfüssu ng und darm t m11t -
riellr. Wir · hafü,vr.rrass ung sr.in: « Diese rdnung- (sc. die matcri ·llr V rB, ssu ng) 
.tbcr hat zugleich einen politisch 11 Sinn . Sie ist '1.ir den sozial · n V ·rband vo11 ~xi­
.1/tm._iall~r Bcdc:u1t111g>> ( r,ORG 1 /\MM , Dcl1tscb ·s Recht, Stullp;:ut/Köln I !)51, 
S. 212; vgl. ,tll h j E /\N-FR11N<;:01s J\uimrl'I', Trait(; d e Droir Corn,Li tu LioJ1_ncl \1is.~r }·, 
Paris/Ncuchill cl 1067, . w 1 ff. ) . I 11 11i~ 1 fi-c:ilich zt1 beachtc:u,dit," dam11 der lkg-r1 rr 
J r materi ll c:11 ~taalsvcrl'~ss1mp; - auch wenn ma11 vom fü!grilTK m~~eN~ ahsi ' hl ­
iiberspan.nt wird . D nn .rliidnlich si nd viclt• K.onslilualll ·11 in s Koordinalion~­
typs fi.irclcu Staal nic;h l von exis r.111,icll r fü:cl ulung; man den k<' r.f'wnan das K,1.r­
l 11 r.~ LZ oder cl as Bankcngcsrtz. nd troL?.dcm liegen mit diesen Bcispi lcn 7.W i­
fe lsfr i Ko 11sti uant ·n d ~ Koorclin,ttiomtypus vor. Ni ·ht ob di · b ·tr l1i 11d r.n Nor­
men für den Staat, sondern ob sie für den Koordinationstypus «existenziell» seien, 
i~L d ie Frage. Wenn d11.h cr im Tt:xt 110n ein r materiell 11 Wirlschafu.v r rassnng die 
Recle ist ~o ist damit die 11011 der S;u:hr he.r vcl'slandcne runclorcl111111.i:; gemein I. 
Beii:upni,rhl n isl dalwr S HMl'DT- R n.1PI, ER (Anm. 33), S. 701: (<Di ·~ obcrst · n 

rm1dsäf.zc enl prc:chen aber als w l hc ni.oht dem sp •zifi~ehcn jurisLi$chen Vcrfas­
stmgsbcgriff der eine organ isierte c111c:i11s ha t) 11oraussc11,l, wenn ni hl sogar eine 
Körperschaft. Man snll tc~ic dcshal lnurni11d ·st juri~lis h ni ht a ls Verfm1.~ung son­
dern ab wirrn haflHrchtliehc Grundordnung Jw;i.eic: bncn. » Mil einer solchen 

rundorclnu11g i~t zwar di (' WirL~chal\ nich l 11 hP-r dcr Staal r chtlich 11crla!;.S\ . Nur 
dit· Folge d s [i:,rm cllcm Slaatsv13rfassu ngsbeg.ritfs ist es. dass umg(:k ·l1rl dies' wirt­
iid1af1lichr ¾ru mlordnu ng in 'c:s lalt ein a t,rd 11 Koord inari on~typus bezogenen 
Program111~af1,es oder in Anwendung drr Grundr -cht auch Tei l der Sr·aatsvcrfos­
s~mg sein kann . Oi l'unklion ci nei- sn hegri llene11 maleri II n Wi rtsc.haf't.svcrfos­
su ng li egt in der Aufdcck1111g ei nes vcm der a hc b ·r br.:s timmlcn Gcsarnt%usam­
m nhangr.~, dem bei d er Auslcg ,1 n~ R ech11u ng 1,v Lragr.n ist ; 11gl. dazu Ml'.STMÄOKER 

(Anm.33), S.6IO und 612 .' 

16 

Formen und Stellung im Rechtssystem 

Privateigentum, Vertragsfreiheit und Hafhmg 38. Methodisch unzulässig 
wird es aber, der Staatsverfassung dann ein wirtschaftstheoretisches 
Modell zu unterlegen, wenn ein gegebener Grundrechtskatalog die zwar 
notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung zur Verwirklichung 

eines Modelles bildet. 

11. KOORDlNATIONSRECHT 

Für die Gliederung des w·irtschaftsrechts ist entscheidend, ob eine Wirt­
schaftsverfassung vorliegt oder nicht. 

1. F~hlt eine Wirtschaftsverfassung oder sind Plan, ,i\lettbewerb und 
Vereinbarung gleichermassen zulässig (gemischte « Wirtschaftsverfas­
sung») 39 , so fällt das Wirtschaftsrecht mit dem je geltenden Koordinations­
recht zusammen. Für weitere Gliederungen ist kein Raum 4°. 

2. Liegt eine formelle Wirtschaftsverfassung vor, so ist es Aufgabe des 

Wirtschaftsrechts, die Grundordnung auszuführen. Das geschicht zu­
nächst durch die rechtliche Ermöglichung 41, aber auch durch die Siche­
rung des aufgegebenen Koordinationstypus ( ausfi'i/1rrndes Koordinations­
recht). Man darf im Anschluss an .JöHR von der Koordination als einer 

staatlichen Veranstaltung reden 42 . Ausserhalb des Wirtschaftsrechts steht 
der nicht koordinationsspezifische Schutz der Polizeigüter 43. 

.1s Eu□KEN, Wirtschaftspolitik (Anm. 26), S. 254 ff. 

.1 9 Ob die gemischte Wirtschaftsverfassung die \l\1irtschaft in der Tat verfasst, 
bleibe dahingestellt; bejahend: HERBERT KRÜGER (Anm. 33); verneinend: 
RICHARD BÄUMLIN, Staat, Recht und Geschichte, Zürich 1961, S. 13. 

4" Die Rechtsordnung der \,Virtschaft lallt mit der Wirtschaftsverlassu11g z11sam­
men: vgl. ZACHER (Anm. 33), S. 77. - Inncrhalh des derart einheitlich begriffenen 

. Koordinationsrechts ist ein je nach Koordinationstyp verschiedenes wirtschaft­
liches Organisationsrecht im engen1 Sinn auszugliedern (z. B. Recht cler Wirt­
schaftsbehörden, Recht der sogenannten wirtschaltlichrn Srlbstverwaltung·usw.). 

41 Im Fall der implizierten formellen Wirtschaftsverfassung (und natürlich auch 
der materiellen Wirtschaftsverfassung) bedarf es einer solchen Errni\glich11ng nicht, 
weil aus den bereits verwirklichten Konstituanten rückw~rts auf die Verfassung gc­
·~chlosscn wird. 

42 WALTER ADOLF JöHR, Theoretische Grundlagen der Wirtschaftspolitik, 
Sankt Galler vVirtschaftswissenschartliche Forschungen, Band I, Sl. Gallen 1943, 
$,44[, mit weileren Hinweisen. 

43 Vgl. dazu etwa FRITZ Gvm, Interventionsrecht und l ntt'rvt>ntiomverwaltung, 



Wirtschaftsrecht: Wesen, Aufbau, Merkmale, 

In einer verkehrswirtschaftlichen Verfassung bedarf es der Gewährlei­
stung der Privatautonomie, aber auch der Sicherung der Lauterkeit und 
der Existenz des Wettbewerbs. Daneben sind Massnahmen des Staates zur 
technischen V rb erung der Konku.rrenz zur Organisation der Märkte, 
zur Erhöhung der Transparenz usw. crforderli h (z. B. Währungsordnung, 
Massy tem, Bör. enordmmgen Arbeitsvermittlung) 44 • Da..':i Wirtschafts­
recht reduziert si b auf di lnsLitutsgarantic ( ewährleistung der Prival­
autonomie und des Wettbewerbs) 45 . Das Handelsrecht und das Gesell­
schaftsrecht erleichtern durch die Typisierung der rechtlichen Tausch­
und Unternehmensformen das Konkurrenzsystem. Streng genommen sind 
·ie aber nicht erforderli h. Es genügt der Satz: paeta sunt scrvanda. 
Daher sind ObligaLionenrcchL und Handel re ht ni .bt qua onderord­
nung n e nstand d Wirt<; haftsrechts sond rn nur soweit cli g tr f­
fene Ordnung für die Koordinalion Auswirkungen zeitigt, clicüber die Er­
I ichtenmg des Tausches und cl •r AssoziaLi n hinau rei h n. ' wird z. B. 
die Einmann r.sclls ha.~ zum eg nstand des Wirts ha11sr • bts, w -il sie 
die verkeh_rswirtschaftli h uncrwün chte Risikobegrenzung des Einzel­
kaufmannes bringt. i damil uno a ·tu cnt teh ncl n Problem cles Gläu­
big rschutzcs (disregard o[legal ntity) bleiben im handelsrechtlichen ße­
zug. Hier zei t sich dass wirts haftsre htlich, Normen durchaus in v -r­
schi denen inn~ und rdnungszusamm nhäng n stehen können 46_ 

Abhandlungen zum Schweizerischen Recht, Neue Folge, Heft 334, Bern 1958, 
S. r r. Dass die Polizeigüter in der Werthierarchie über Wohlstand und Sozialge­
re htigkeil st h n ist längstens aus rema. hL 

•i Vgl. WAL1' ER Aoor,r, Jö rm, Vorles~111g iib<'r th cort>tii ch VolkswirL~chalts­
Jch1·e 4 .. Ausgabc W, 196,/62 (Mas ' hin •ns ,hrift) 51 r. 

•s Vil. daw KARi , FTlNO&R · b r d n Zusamm nhang von PrivaLr <:ht ui1d 
Sta.arsstruktur in: JZ37 (1940/,p ) 241 lf. , 321 IT. 

,o Zutrcffi nd Rl'n'NER (Anm. 14) S. 82 t. - Di wirLqchalisrcchtlich , eil • d 
c ellsch,tft rechts steht im Vordergrund der Di kussion um in' curopäisch.e 

Aktien r cllschaft ; vgl. dazn den or ntwurl' in s ' ratuts fü r ei ne europäische 
Aktiengesellschaft mit Komm ntar von PmTnR . ANDERS Brüssel 1966; A1,A1N 
B1RSOA Lcproj •td un so ie tl'Buropccn nccll droit uissc,ß rieht Ud .. 'nlJ· 
cl'Etucl .Juridiques Genf und cl . lnsLituts für Ei,ropliisch s und Tntei-nalional 
Wirtseballs- und ozialrcdn St. a ll rn, Genr 1967. V ,I, allgemein zu der wirt­
schaftsrechtlichen Funktion des Gesellschaftsrechts: FRITZ RrTTNER, Die Funktion 
des Eigentums im modernen Gesellschaftsrecht, Gestaltungsformen und Probleme, 
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In einer sozialistischen Verfassung 47 bedarf es analog der spezifischen 
Koordinationsinstitute (sozialistisches Eigen turn, Wirtschaftsvertrag usw.). 

3. Ist eine materielle Wirtschaftsverfassung oder eine formelle Verfas­
sung mit Ausweichsklausel ( z. B. dem Vorbehalt der Gesamtinteressen) ge­
geben, so gehört zum Wirtschaftsrecht vornehmlich das gestaltende Koordi­
nationsrecht. Es geht um jene Normen, die den verfassten Grundtypus modi­
fizieren. Unter diesem Gesichtswinkel sind zwei Ansatzpunkte wesentlich: 

a) Bezogen auf die Bedürfnisbefriedigung (Wohlstandsmaximierung) ist 
jede Wirtschaft verbesserungsfähig. Hier ist zu erinnern z. B. an die Wohl­
standseinbussen, die in der Verkehrswirtschaft durch die Ko~junktur­
schwankungen oder die inverse Angebotsreaktion in der Landwirtschaft 
hinzunehmen sind, aber auch an die mangelhafte Anpassung der Produk­
tion bei Änderungen der Bedürfnisse in sozialistischen Verfassungen. 
Soweit die Wirtschaftsverfassung es ermöglicht, besteht die Aufgabe, im 
Dienste der Wohlstandsmaximierung zu legifcrieren, also z. B. die Freiheit 
zubeschränkenoder(imsozialistischen Modell) mehr Freiheit zu gewähren. 

b) Nun muss beachtet werden, dass mit jeder Koordinationsverfassung 
nicht nur ein bestimmter Wohlstandseffokt, sondern eine spezifische Sub­
ordinationsordnung, eine je eigene Verwirklichung des Gemeinwohls 
überhaupt bewirkt ist. W. A.JÖHR ist der Nachweis zu danken, dass die 
Koordination nicht nur die Gütermenge, sondern zugleich übergeordnete 
Ziele, wie Freiheit, Sicherheit, vor allem aber Gerechtigkeit, betrifft. 
Soweit solche Ziele von Rechts wegen zu realisieren sind (Beispiel: Schutz 
der Landwirtschaft nach BV Art. 3rbi, Abs. 3 lit. b), ist das Koordinations­

l m im Blick auf diese Ziele zu gestalten. Diese Gestaltung führt zur 
R a,li.icrung des rech tsimmanenten Werts der Gerechtigkeit in Gestalt der 
fb~mal(m Gleichheit des Rechtssatzes und der materiellen Sozialgerechtig-

Cll 
48

. So treten zur Wohlstandszweckmässigkeit Gerechtigkeit und 
R • htssicherheit. 

Marburger rechts- und staatswissenschaftliche Abhandlnngcn, Marburg 1967: 
l"j,f.VE_R, Zum Verhältnis von Zentralplanwirtschaft und Zivilrecht (Anm.65), 
.8211. 

i? Vgl. die Modelle bei EucKEN, Die Grundlagen der Nationalökonomie 
' 11m. 33), S. 126 ff.; J ÖHR_, Ist ein freiheitlicher Sozialismus möglich? (Anm. 32). 
' ◄ S Vgl. GvGI (Anm. 43), S. 9; dersr.lbe, Rechtsstaatsprobleme der heutigen Wirt­

hali~• und Sozialordnung, in: Journal cler Internationalen .Juristenkm~mission, 
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C. Merkmale des Wirtschaftsrechts 

Wirts hafu;r chl ist Koordinationsr cht gel i •tr, ein äusseres Ve~hal­

ten, durch das knapp Mittel möglichst zwcckmäs~i' und g~rech: -~mge­
setzt werden. Oi !vJerkmalc des W.irts hafü;re hls ·ind Funkt10nahtat, In-

stitutionalität und Technizität. 

I. FUNKTIONALITÄT 

Weil das Wirtschaftsrecht die wirtschaftlichen Tätigkeiten der Wirt­

schaftssubjekte in einem gegebenen Wirtschaftsra_um 49 a~fei~~nder abzu­
stimmen hat, zielt es von vornherein nicht auf Beilegung md1viduelle_r In-

d Wertkonfli.kte aber auch nicht auf Entfaltung staatlicher teressen- o er - , L • 

T ··t· keit in gegenständlich abgegrenzten Bereichen. Denn Wirtschaft 
a ig .. K d. 

durchwirkt als Aufgabe alle Lebensbezirke und erhebt damit die oor 1-
nation zum durchgängigen Gestaltungsprinzip. Daher ist W~rtschaftsrecht 
nur in seiner ganzheitlichen Funktion so zu begreifen. Im ,~irtschaftsrecht 
geht es darum, «den rechtstheoretisch _zu sehr vernachlässigten Bez~~ auf 
die Wirklichkeit...und die Bezogenhe1t aller Bauelemente des positiven 
Rechts auf die von ihm zu leistenden Funktionen zum Ausgangspu~kt 

51 
» 

der Erwägungen zu erheben. Insoweit ist Wirtschaftsrecht dynamisches 
Recht 52_ Funktion meint Aufgabe, Tätigkeit zur Lösung der Aufgabe und 

Bd. IV, 1952, S. ,-J. ff. , 12; namentlich aber RAISER (Anm. 31), S. 196; DI RoBILA~T 
(Anm. 8), S. rn6ff.; GIORGIO DEL VEccmo, Volkswtrtscha'.:sl:hre und Re,chtsw1~­
senschaft in: Grundlagen und Grundfrag n d s Recht.~ ottmgen 1963, S. 11 3 fl., 

6ff. A,RTHUR BAUM~ARTEN, Grundzüge der juristischen Methodenlehre, Bern 
1 3 ·' I · k. T"b' 67 S 1T 
1939, S. 149 rr.; EMIL KüNG, Wirtschaft und r ·c: 1llg ·e1L,. u mgen 19 , • 15 • 

40 Dieser Wirtschaftsraum kann grenzüberschreitend sem, woraus von selbst <las 

internationale Wirtschaftsrecht folgt. 
so Vgl. N1PPERDEv/STUMPF (Anm.33), S.637. 
51 KRAWIETZ (Anm. 19), S.21. . . . 
52 Vgl. dazu HANS fEHR, Das dynamische Element im k"ünfttg~n schwe1zenschen 

Handelsrecht, in: Beiträge zum Handelsrecht, Festgabe Carl W1cla1~d, ~asel 1934, 
s. 66fI.; WALTER R. ScHLUEP, Die wohlerworbenen Rechte des Aktionars und 1hr 
Schutz nach schweizerischem Recht, Veröffentlichungen der Handels-Hochschule 

St. Gallen, Reihe A, Heft 42, Zürich/St. Gallen 1955, S. 4 1 6. 
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Leistung als vollbrachte Aufgabe s3 _ Die funktionale Methode ist nicht neu. 
Es darfan den Satz J HERINGS erinnert werden:« Wenn ich den Inhalt mei­
ner gesamten Ausführung in ein Wort zusammendrängen soll, so ist es der 
Gedanke des gesellschaftlichen Charakters des Privatrechtes 54». Aber J HE­
RING bleibt zu sehr den praktischen Zwecken des einzelnen Rechtssatzes 
verhaftet 55. Die funktionale B~trachtungsweise zielt dagegen auf das Sinn­
ganze, auf den Beitrag der Norm und des Instituts (samt Individualzwek­
ken) zur Gestaltung eines Kjulturbereiches .5 6. Das Wirtschaftsrecht er­
scheint so als ein «alle Wirtschaftssubjekte umschlingendes Ordnungsge­
füge57». Der Koordinationszweck der Normen und Institute wirkt zurück 
und schmiedet nun seinerseits Rechtssätze zum Wirtschaftsrecht, schafft 
eine dem Sachzusammenhang ähnliche Interdependenz der Normen. Das 
Wirtschaftsrecht trägt den Wirtschafts- und Sozialprozess 58 . Zutreffend 
spricht BIEDENKOPF von der Ausrichtung der Rechtsinstitute auf be­
stimmte Lebenssachverhalte und Interessenkonflikte im Zusammenhang 
mit einer bestimmten Wertordnung 59, 

53 KRAWIETZ (Anm. 19), S. 38; ScHLUEP, Markenrecht (Anm. 19), S. 60. 
54 RUDOLF voNJ HERING, Der Geist des Rechts, Sammlung Dieterich, Band 297, 

Bremen 1965, S. 300 (aus «Der Zweck im Recht»). 
55 Vgl. LARENZ (Anm.6), S.45. 
56 Vgl. dazu LUDWIG RAISER, Vertragsfunktion und Vertragsfreiheit, in: Hun­

dert Jahre Deutsches Rechtsleben, Karlsruhe 1960, S. 101 fI.; HELMUT COING, Be­
merkungen zum überkommenen Zivilrechtssystem, in: Vom Deutschen zum Euro­
päischen Recht, Festschrift für Hans Dölle, I, Tübingen 1963, S. 25 ff., 37 ff.; FRANZ 
WJEACKER, Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsgesetzbücher und die 
Entwicklung der modernen Gesellschaft,.J uristische Studiengesellschaft Karlsruhe, 
Schriftenreihe, Heft 3, Karlsruhe 1953, S. 24ff.; derselbe , Das bürgerliche Recht im 
Wandel der Gesellschaftsordnungen, Sonderdruck aus: 100 Jahre Deutsches 
Rechtsleben, Karlsruhe 1960, S. 7 ff. 

57 LUDWIG RAISER, Rechtsschutz und Institutionenschutz im Privatrecht, in: 
Summum Ius Summa Iniuria, Tübinger rechtswissenschaftlicbe Abhandlungen, 
Band g, Tübingen 1963, S. 166. Zutreffend auch CHAMPAUD (Anm. 18): «Consi­
dere comme un droit original mais a vocation generale, le Droit Economique se 
presente clone comme un espritjuridique particulier applique a un corps de regles 
div FSCS. Seul l'esprit est vraiment nouveau. Le corps et fait de regles anciennes et de 
t~gles nouvelles asscmblees a raison de l'objet qu'elles doivent regir.» 

58 Gvm (Anm. 43), S. 30. 
59 KURT H. BIEDENKOPF, Diskussionsvotum, in: Das Verhältnis der ,virtschafts­

wissenschaften zur Rechtswissenschaft, Soziologie und Statistik, Schriften des Ver-
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II. INSTITUTIONALITÄT 

Aus der Funktionalität des Rechts folgt seine Institutionalität. Das Wirt­
chaftsrecht knüpft an den vorrechtlichen innzusammenhang des Wirt­
cha~ens an und bildet daher nicht primär persönü hkeitsbezogene 

Rechtsräum e sondern Institut · aus. gehören etwa dj soziationsfrei­
heit und das Privateigentum al Institute, nich t aber in der jeweiligen Aus­
lotung60 als spezifisch privatrechtljche Gruppen-oder Zuweisungsordnun­
gen zum Wirtschaftsrechl. Es versteht sich dass der Begriff des Rcchtsin ti-

eins für Sozialpolitik, Neue Folge, Band 33, Berlin 1964, S.211; derselbe, Über das 
Verhältnis wirtschaftlicher Macht zum Privatrecht, in: Wirtschaftsordnung und 
Rechtsordnung, Festschrift Franz Böhm, Karlsruhe 1965, S.113~., name~tlic~ 
S. 1 32 ff. - Neben MAX WEBER hat sich vor allem KARL RENNER (Die Rechtsmst1-
tute des Privatrechts und ihre soziale Funktion, Nachdruck Stuttgart 1965) von der 
marxistischen Ideologie her mit der Funktionalität befasst; vgl. a. a. 0., S. 7~: 
«Jedes Rechtsinstitut als Teil derselben (sc. der Rechtsordnu~g) steh t de~nac!t m 
dem Verhältnis näherer oder fernerer Konncxität zu a llen Ubngcn, und diese l'>...on­
nexität liegt nicht in seinem Normenbestandc, sond rn in seiner Funktion.» Mit 
Blick auf das Wirtschaftsrecht fügt OTTO KARN-FREUND in den Anmerkungen bei 
(a. a. O., S. 286, Anm. 300): «Das Wesen dieser beiden Disziplinen (sc. des Wirt­
schafts- und des Arbeitsrechts) besteht darin, Grundsätze und Einrichtungen, die 
in der juristischen Gedankenwelt des 19.Jahrhunderts getrennt auftraten, im Ein­
klang mit ihrer Funktion zusammenzuordnen. » Vgl. als Beispiel für die Ergiebig­
keit der funktionalen Methode: Untersuchungen zur Reform des Unternehmens­
rechts, Tübingen 1955/1957, sowie die Referate von R. REINHARDT, A. N1K1SCH, 
L. RAISER am 39. (ausserordentlichen) Deutschenjuristentag: Die Gestaltung der 
Unternt'lhmensformen unter den Gesichtspunkten der Wirtschafts- und Sozialver­
fassung, Tübingen 19y2. Vgl. aber vor a ll em auch ERNST-JOACHIM M~sTMÄC~ER, 
Das Verhältnis der Wirtschaftswissenschaften zur R echtswis.~cnschaft 1m Aktien­
recht, in: Das Verhältnis der Wirtschaftswissenschaft zur Rechtswissenschaft, 
Soziologie und Statistik, Schriften des Verein· für Sozialpolitik, Ne_ue Fol~e, 
Band 33, Berlin 1964, S. ro3 ff. Zur Bedeutung der Betra htung sub speCJC funcuo­
nis für die Rechtsvergleichung: J osEF ESSER rundsatz Ulld orm, 2. Auflage, 
Tübingen 1964, S. 31 lf. Zum ganzen Problem ei nlässlich (namentlich auch miL kla· 
rer Abgrenzung gegenüber der soziologischen Betrachtungsweise): KRAWIETZ 

(Anm. 19), S. 2off., 74ff. 
60 Vgl. zur Frage d er Ausmessung: HANS HuBER, Die verfassungsrechtliche Be­

deutung der Vertragsfreiheit, Schriftenreihe der juristischen Gesellschaft e. V., 

Heft 24, Berlin 1966, S. 19ff. 
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~uts hier nicht als bloss logische Kategorie 61 verstanden werden darf Viel­
mehr sind in Anlehnung an RArs~R gemeint: die vorgefundenen Lebensin­
stitute (wie z. B. der Wettbewerb), die die Rechtsordnung strukturieren 6z, 

Diese Institute sind von vornherein nicht auflsolierung oder Anerkennung 
autonomer Wirk- oder Habensbereiche, sondern auf das «mitmenschliche 
Zueinander und Füreinander 63 », mithin auf Koordination, angelegt 64 • 

Auch wo die wirtschaftliche Koordination geplant ist, entstehen Plankon­
takte, welche die Rechtsordnung vorfindet und plan bezogen meisselt. So 
entfalten sich Rechtsinstitute wie der Liefer- und Leistungsvertrag 6s und 
die ( das Risiko der marktwirtschaftlichen Verfassung substituierende) Ein­
standspflicht für Umstände des betrieblichen Geschehens 66. 

III. TECHNIZITÄT 

Wirtschaftsrecht als Recht der Koordination wirtschaftlicher Tätigkeit 
ist weitgehend durch die Sachgesetzlichkeit der Realfaktoren, durch die 
Modellgesetze der Wirtschaft bestimmt. Wer statt durch Marktpreise 
durch Höchstpreis koordiniert, muss als Folge der wirtschaftlichen Inter­
dependenz auch die Nachfrage beschneiden oder das Angebot vermehren, 
oll die Ordnung effizient sein. Die Technizität des Wirtschaftsrechts äus­

s rl sieb in Gestalt des Massnahmerechts 67• Unter wirtschaftlichem Massnah-

61 So RENNER (Anm.59), S.69 (Normenkomplex); NAWlASKY (Anm.6), S. 169 
(Komplex von Rechtsverhältnissen); vgl. auch LEHMANN (Anm. 6), S. 67; ENNEC· 
OBRUs/ N1PPERDEY (Anm.6), S.418. 

62 RAISER, Rechtsschutz und Institutionenschutz 1m Privatrecht (Anm. 57), 
.146ff.; LARENZ (Anm.6), S. 137ff. 

63 RAISER, Rechtsschutz und Institutionenschutz 1m Privatrecht (Anm.57), 

· 1'47· 
M Beachtlich LARENZ (Anm. 6), S. 327ff. 
6J KLEMENZ PLEYER, Zentralplanwirtschaft und Zivilrecht, Schriften zum Ver­

glcicll von Wirtschaftsordnungen, Stuttgart 1965, S. 364fI; derselbe, Zum Verhält­
ol Von Zentralplanwirtschaft und Zivilrecht, in: Juristen-Jahrbuch 8 ( 1967/68) 
790: 

~" PLEYER (Anm. 65), S. 58. 
117 Vgl. namentlich HANS HUBER, Niedergang des Rechts und Krise des Rechts-

t t in: Demokratie und Rechtsstaat, Festschrift Giacometti, Zürich 1953, 
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megesetz sind mit BALLERSTEDT solche Gesetze zu verstehen, «bei denen 
die Schaffung einer Rechtsnorm dergestalt in den Dienst eines wirtschafts­
politischen Zieles gestellt wird, dass sie als Mittel zu dem betreffenden 
Zweck verwendet wird 68 ». Demgegenüber begreift BALLERSTEDT Rechts­
gesetze als Gesetze, «denen ein substantieller Rechtsgehalt innewohnt- sei 
es, dass sie bestimmte Rechtsinstitute neu schaffen, abwandeln oder aufhe­
ben (Institutsgesetze), sei es, dass sie einen bestimmten Bereich des Ge• 
meinschaftslebens hoheitlicher rechtlicher Ordnung unterwerfen (Ord­
nungsgesetze) 69». BALLERSTEDT sieht somit die Eigenart des Massnahme­
gesetzes im Mittelwert (statt im Selbstwert), in der Vergänglichkeit (statt 
in der Dauer) und in seiner politisch-gestaltenden (statt rechtserhalten­
den) Natur. Doch räumt BALLERSTEDT ein, dass die Übergänge fliessend 
sind, dass Massnahme und Rechtsgesetz polar oder dialektisch zueinander 
stehen. Aber damit wird BALLERSTEDT dem Massnahmegesetz nicht ge­
recht. Zunächst ist zu bestreiten, dass die «substantiellen Rechtswerte» im 
klassischen Recht losgelöst von finalen Bezügen auftauchen. Wenn das Ge- . 
setz die Treue der Ehegatten fordert, so gewiss auch als Massnahme des 
Familienschutzes. Die gesellschaftsgestaltende Funktion des Rechts lässt 
sich immer erweisen. Anderseits ist eine wirtschaftspolitische Massnahme 
immer auch rechts bezogen, weil jede Koordinationsordnung im Bereich 
des Sinnzusammenhanges «Wirtschaft» klare Rechtswerte (wie Gerech­
tigkeit und Freiheit) beschlägt. Oben ist gezeigt worden, dass die Gestal­
tung des Koordinationssystems gerade im Blick auf nicht wirtschaftsimma­
nente Ziele Gegenstand des Wirtschaftsrechts ist. Richtig ist, dass die Ord-

S. 59ff.; ULRICH ScHEUNER, Die staatliche Intervention im Bereiche der Wirt­
schaft, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 
Heft 11, Berlin 1954, S. 16; KuRT BALLERSTEDT, Über wirtschaftliche Massnahme• 
gesetze, Festschrift zum 70. Geburtstag für Walter Schmidt-Rimpler, Karlsruhe 
1957, S. 369ff.; ERNST FoRSTHOFF, Über Massnahmegesetze, in: Rechtsstaat im 
Wandel, Stuttgart 1964, S. 68ff.; EHMKE (Anm. 33), S. 78ff.; vgl. aber namentlich 
DI RoBILANT (Anm. 8), S. 31, 37ff., 77. 

68 BALLERSTEDT, Über wirtschaftliche Massnahmegesetze (Anm. 67), S. 373. 
69 BALLERSTEDT, Über wirtschaftliche Massnahmegesetze (Anm. 67), S. 3731 

vgl. dazu auch HERMANN ErcHLER, Das Wesen des Gesetzes, Köln/Berlin 1959, 
S. IO. 
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nung der wirtschaftlichen Koordination infolge der technisch-wirtschaft­
Hcl1 n Vorgegebenheiten vom Adressaten ein Verhalten fordert, das das 
R:l l\tigkei tsmass nicht in sich selbst trägt. Das liegt aber daran, dass das 
Wu,rschaften nicht Selbstwert, sondern blosser Mittelwert ist7°. Die Ord­
hungsgesi<>htspunkte können daher nicht aus den ableitbaren technischen 
R geh_1 zur Wohlstandsmaximierung gewonnen werden. Wenn Auslän­
d 1'11 untersagt wird, Kapitalien auf dem inländischen Kapitalmarkt anzu­
l n so ist das eine durch den Sachzusammenhang gegebene Massnahme, 
die der Stabilisierung des Geldwertes dient, aber damit die ungerechtfer­
tigt Bereicherung der Schuldner und die entschädigungslose Expropria­
tion, der Gläubiger verhindert. Wirtschaftliche Massnahmegesetze sind 
mithin dadurch gekennzeichnet, dass die sie leitenden Rechtswerte durch 
<las technische System der wirtschaftlichen Abläufe sozusagen mediatisiert 
incl. Diese Technizität ist aber auch da gegeben, wo Institute aus andern 
rdnung zusamm nhängcn (z.B. Vertrag, Eigentum) übernommen wer­

d ,, ! im Wirtschaftsrecht werden sie zu Zweckmitteln eigener Art. Wenn 
BALL.ERSTßDT von Rechtsgesetzen spricht, falls ein Gesetz gilt, «unabhän­
gig davon, ob, wieweit und wie lange die wirtschaftspolitischen Erwartun­
g n ich erfüllen werden 71 », so ist das ausschliesslich darauf zurückzufüh-
1 n, dass die von ihm erwähnten Beispiele zugleich in wirtschaftlichen und 
rn ausserwirtschaftlichen Ordnungszusammenhängen stehen. Fällt ein 
d rar( polyvalentes Institut aus dem nichtwirtschaftlichen Ordnungsbe­
zu , so bleibt der nackte Massnahmecharakter, wie die Umbildung der 

'rtragsrechtli hen Institute in der DDR schlüssig belegt 12. Endlich ist 
ßALLER,STEDT entgegenzuhalten, dass Zweckmässigkeit - auch wenn man 

'" Vgl MAX ScHELER, Der Formalismus in der Ethik und die materiale Wert­
r.tbik 4.Auflage, Bern 1954, S. 123; NrcoLAI HARTMANN, Ethik, 3.Auflage, Berlin 
I!)• ; ', 88; ScHLUEP, Markenrecht (Anm. 19), S. 315. ' 

·1
1 

JiAt.LER~TEDT, Über wirtschaftliche Massnahmegesetze (Anm. 67), S. 373. 
1• Vgl. aus der Fülle der Literatur den Aufsatz von THOMAS RAJSER, Das Ver­

lro~erz der «DDR» vom 25. Februar 1965, in: D.JZ I.967 338ff.; REINHOLD 
K..R VBT, Das Vertragsrecht der mitteldeutschen Industrie, Abhandlungen zum 

lt ht,-Band IV, Köln 1965; ÜSMAR SPITZNER, Der Wirtschaftsvertrag in der 
l't11ll is-, Bnnd I, Berlin-Ost 1966. 
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das Wort nicht im SinneRADBRuc-esverwendet 7 •
1- alsAusclruck der Sacli­

gerechtigkcit durchaus iro Bereich der Rcchtsiclee 74 liegt. 
Die T chnizität des Wirtschaftsrechts schlägt sich formal nieder in den 

zahlreichen Ermächtigungen der Verwaltung in der Häufigkeit von Ge­
neralklauseln, Ermessensvorschriften und Zielformeln n, aber auch in der 
gegensätzlichen T ndenz zur Konkretisierung, D taiJlierung und Typisie­
rung 76. Methodi .h taucht in diesem Zusammenhang das Problem der 
Au legung wirtschaftswissens baftlicher Begriffe in ormtatbeständeQ 

auf77. 

D. Die Formen des Wirtschaftsrechts 

Der verfügbare Raum erlaubt es nicht, eine Systematik der Wirtschafts­
rechtsfiguren zu erdauern. Es muss daher mit einer Übersicht und Hinwei­
sen sein Bewenden haben. Im einzelnen ist zu sondern : Soweit die Koordi­
nation grundsätzlich dem Wettbewerb überantwortet wird, fällt das Wirt­
schaftsrecht mit den Rechtsfiguren der Privatautonomie zusammen, er-

?J Was RADBRUCH, Rechtsphilosophie (Anm.B), S. 146ff., unter Zweckmässig­
keit versteht, weicht vom üblichen Sprachgebrauch ab. RADBRUCH legt seine Un­
tersuchung auf die Ermittlung der letzten Rechtszwecke, der durch das Recht zu 
verwirkfü:henden Werte an; vgl. dazu auch HENKEL (Anm . 7), S. 331. 

?4 Vgl. HENKEL (Anm. 7), S.331ff.; ScHMIDT-RIMPLER (Anm.33), S.703ff.; 
THEODOR MAuNz/GüNTHER DüRIG, Grundgesetz, Kommentar, 2. Auflage, Mün­
chen/Berlin 1966, Art. 20, N. 96 ff.; HERBERT KRÜGER, Allgemeine Staatslehre, 
Stuttgart 1964, S. 572ff.; Gvm (Anm. 43), S. 46ff.; ENGISCH (Anm. 6) , S. 30. 

1s Vgl. HANS HUBER, Das Staatsrecht des Interventionismus, in: ZSR Neue 
Folge 70 ( 1951) 173 ff., der von « Unberechenbarkeit» und «Grenzenlosigkeit» 
spricht; vgl. auch BALLERSTEDT, Über wirtschaftliche Massnahmegesetze 
(Anm. 67), S. 373 f.; ScHMIDT-RIMPLER (Anm. 33), S. 706 f.; EwHLER (Anm. 13), 

S.53f.; Gvm (Anm.43), S.5off. 
16 ErnHLER (Anm. 13), S.53f. 
11 Vgl. dazu namentlich GERD R1NCK, Wirtschaftswissenschaftliche Begriffe in 

Rechtsnormen, in: Recht im Wandel, Festschrift Carl Heymanns Verlag, I öln/ 
Berlin/Bonn/München 1965, S. 361 ff.; vgl. auch die Kontroverse zwischen P sTERa 

RAISCH und INGO SCHMIDT, in: DJZ 1.967 245,265 ff.; NORBERT PLASSMANN, Rechts­

begriffe im Wettbewerbsrecht, in: DJZ 1968 81 ff. 
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g}inzt freilich durch Massnahmen zur Sicherung des Wettbewerbs in Ge­
stalt des Institutionenschutzes. Bei planwirtschaftlicher Verfassung dage­
gen muss ein besonderes Planrecht entwickelt werden, das zum Teil die 
herkemmlichen Figuren des Verwaltungsrechts übernimmt und erweitert 
(z•. B. durch direkte Instruktionsanweisungen der Ministerien 78), zum Teil 
in Planprivatrecht eigener Art entwickelt, das privatrechtliche Grundfi­

guren zum Ausgang nimmt und für die spezifische Funktion umbaut (z. B. 
Wirtschaftsvertrag zur Gewährleistung der operativen Selbständigkeit im 
Rahmen des Planes). Den Kernbereich des wirtschaftsrechtlichen Instru­
mentariums bilden jene Figuren, die den gegebenen Koordinationstypus 
(Wettbewerb oder Plan) in Richtung auf sein idealtypisches Gegenstück 
modifizieren (Planung in der Marktwirtschaft, Liberalisierung der Plan­
wirtschaft). Zusätzliche Freiheit kann in der Planwirtschaft durch 
SGhlichte Aufhebung von Geboten und Verboten und allenfalls durch Aus­
bildung neuer Figuren der Privatautonomie bewirkt werden 79. Freilich 
lassen sich solche Liberalisierungen nur unter strikter Planaufsicht ver­
wirklichen, soll nicht das planwirtschaftliche System in die marktwirt­
thaftlichc Koordination umschlagen 80• Demgegenüber ist die zielbezo-

~en Lenkung des verkehrswirtschaftlichen Koordinationstypus vielgestal-
1.lg. Man unterscheidet mittelbare und unmittelbare Lenkung Ue nach den 

'* Vgl. EBERHARD ScHNEIDER, Das Wirtschaftsrecht im kommunistischen 
Ru htsd~nkcn Abhandlungen zum Ostrecht, Band I, Köln 1964, S. 116ff.; 
mimcntlJ~h aber MA~TIN BuLLINGER, Umbildung des Verwaltungsrechts durch 
l'lnnun m der DDR, m : Planung I, Baden-Baden 1965, S. 189ff.; VIKTOR KNAPP, 
ll ,c;.h.(sfragen der planmässigen Leitung der Volkswirtschaft in der Tschechoslowa­
k •lie.ndort, S. 209ff.; PLEYER, Zum Verhältnis von Zentralplanwirtschaft und 
liyllr cht (Anm. 65), S. 85 ff. 
• 7• on der Sache her weist freilichjöHR (Ist ein freiheitlicher Sozialismus mög­

h II . Anm. 32) nach, dass sich die beiden Typen der Rationalität (so RALF DAR­
R ~.DOR.F1 Markt und Plan, zwei Typen der Rationalität, Tübingen 1966) nicht wie 

c11h Ut\d Wasser misch en lassen, sondern von einem bestimmten Mischmass an in 
d~n,oinen ~der den anderen Typus umschlagen; anders freilich HERBERT KRÜGER, 

()h der remen Marktwirtschaft zur gemischten Wirtschaftsverfassung (Anm. 33); 
tltr.s,lbß, ~011 d~r Notwendigkeit einer freien und auflange Sicht angelegten Zusam­
~lllJl\r~ru.t zw1Schen Staat und Wirtschaft, Freiherr-von-Stein-Gesellschaft e. V. 

hl Cappenberg, Schriften, Heft 5, Münster 1966. 
Vgl. Anm. 79 hievor. • 
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Ansatzpunkten) durch Gesetz (z. B. auch durch zwingendes Privatrecht) 
oder Rechtsverordnung, Eingriffsverwaltung, Nichteingriffsverwaltung 
als fiskalische und als Leistungsverwaltung des öffentlichen ( chlichte Ver­
waltung) und des privaten Re hts (V rwaltungsprivatr cht). Die Ternu­
nologie ist überra chcnd uneinheitlich u ncl bedarf sorgfältiger Sichtung. 
Der Grund liegt darin, dass verschiedene Eintei l ingskriteri n ( achge­
biete, Ziele, Handlungsformen, Mitlel) vermengt werden 81 • W iJI man 

s, V gl. dazu Prni::.R TIAI> RA, Verwaltungsrecht im liberalen und sozialen 
R echtsstaat, Recht und Staat Heft 328, Tübingen 1966; Gvo1 (Anm.43), S.11 ff., 
milHinw isaufdic onderstellungd rl istu ngsgcwährendenVerwaltungimRah­
mcn der hoheitlichen V rwallung. Vgl. auch ERNST FoRsTHOFI' Lehrbuch des Ver­
waltungsrechts, 1. Band , AJ!g meiner Teil, 7. Auflage, München/B !in 1958, 
S. 321 ff.; WoLFGANG RünmR Formen ölfontlicher Verwaltung im Bereich der 
Wirtschaft, Schriften zum öffentlich ,n Recht, ßand 4-4 Berlin 1967, . 133, teil t 
der hoheitlichen Verwaltung di Nichlcingriffsvcrwahung gcgenüher, die er in lis­
kalische und schlichte Verwaltung untertei lt . Anders ZACOAR!A lA COMErri , All­
gemeine Lehren des rechtsstaatlichen Verwaltungsrechts, 1. Band Zürich 1960, 
S. 61, wonach die schlichte Verwaltung zwar hoheitlich ab r hloss «potentiell 
hoheitlich ist.» Wieder anders HANS J. WoLFF1 erwaltungsrccht I , 4.AuOagc, 
München/Berlin 1961, S. 89, nach dess n (wohl herkömmlicher) Einteilung d.ic 
schlichte (pflegende, Rirdernde) Verwaltun.g nicht obrigkeiLlich · Hoh itsverwal­
tung ist. Ebenso KLi',us ScHREDL, Die Rechtsformen d r Wirts haftslenkung, niss. 
Würzburg 1965, S. g6ff; vgl. auch WILHELM REuss/RuooLF M.CHORVAT, Wirt­
schaftsv rfassu11g1 Wirtschaftsverwaltung, Organisation der Wirtschaft, Köln/Ber­
lin/Bonn/München 1964, S. 5off. - Im Rahmen der schlichten Verwaltung verdie­
nen wirtschaftsrechtlich besondere Beachtung die Massnahmen zur psychologi­
schen Beeinflussung; darüber ScHREDL, a. a. 0., S. 116ff., der im übrigen auch die 
Bedeutung der innerdienstlichen Lenkungsmassnahmen hervorhebt (a. a. 0., 
S. 122ff.). Vgl. zur Frage der R echtsformen auch ScHMIDT-RrMPLER (Anm. 33), 

S. 704ff.; HANS PETER IPSEN, Rechtsfragen der Wirtschaftsplanung, in: Pla­
nung II, Baden-Baden 1966, S. 96/I, mit Blick auf den Plan als Lenkungsmittel. Sehr 

beachtli ch auch FRITZ Gvm, Rechtsfragen der Wirtschallsplanung, ebenda, 
S. II 3 ff.; RoGER HouIN, La planification fra11<,aise, ebenda, S. 149ff.; PLACIDO 
CESAREO, Die Entwicklung der Wirtschaftsplanung in Italien, ebenda, S. 189ff. 
Vgl. auch W. F1KENTSCHER/G. HoFFMANN/K. F. KuGLER, Rechtsfragen der Planifi­
kation, Abhandlungen aus dem gesamten bürgerlichen Recht, Handelsrecht und 
Wirtschaftsrecht, 31. Heft, Stuttgart 1967, - Zum Problem der Subventionen: 
VoLKMAR GöTz, Recht d er Wirtschaftssubventionen, München/Berlin 1966 ; zum 
Problem der Wirtschaftsaufsi ch t : EKKEHART STEIN, Die Wirtschaftsaufäicht, 
Tübingen 1967, 
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nach .den sachl'.ch~n Ansatzpunkten gliedern, so verliert sich die Darstel­
lung m der Ub1qmtät alles Wirtschaftlichen 82. 

E. Die Stellung des Wirtschqftsrechts im Rechtssystem 

Geht m~n davon aus, _die Rechtsordnung bilde ein durchgängiges 
System, so '.st d~r systematische Ort des Wirtschaftsrechts nachzuweisen. 
Dadurch wird emer~eits_ de~ Zusammenhang mit anderen Systemgliedern 
erschlossen, ~nderse1ts die Eigenständigkeit des Wirtschaftsrechts erprobt. 
. 

1 
· Vorweg 1st zu fragen, ob die Rechtsordnung in der Tat systematisch in 

sic~ geschlossen sei. Schon die sprachliche Benennung der nach Raum 
Zeit und Adressaten jeweils geltenden Summe von Rechtsnormen al: 
«Recht~ordnung» weist auf den Systemgedanken hin B.l. Denn unter einem 
Sy~t~m 1st zu ~erstehen «die Ordnung von Erkenntnissen nach einem ein­
heithch_en_ Gesichtspunkt 84». Dabei ist freilich zu unterscheiden zwischen 
den log1st1_sche~1 Systemen in Gestalt des deduktiven Kalküls (Systeme im 
engeren Smn) 5 und der blossen Zusammenfassung unter irgendwelchen 

s2 V l S (A 
. g. C~RE~L nm. 81), S. 26ff.; ScHMIDT-RIMPLER (Anm. 33), S. 709 v 1 

~ber immerhin d,e schöne Darstellung von Gvo1, T nterventionsrecht und Inte;ve~i~ 
t1onsverwaltung (Anm 43) S ff. . d lb R · w· h . · , · 15 ·, erse e, echtsstaatsprobleme der heutigen 

,nsc afts- und_Soz_,alo:dnung (Anm.48), s. 14ff.; ferner KARL ÜFTINGER Ge-
setzgeberische Emgnffe 1m Zivilrecht, in: ZSR Neue Fol e ,. ( 

1 
8) ' . 

ALBERTCOMM L • g ,17 93 509aff, 
. ENT, es attemtes portees au droit civil par les mesures Je'gi'sl t' 

except10nn J! b d S - a 1ves 
im B . I e des, ~:n a, . 22 I a ff.; ULRICH ScHEUNER, Die staatliche Intervention 
St ere1~1 I ~r irtschaft, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen 

~:tvsrelc ts e rer, Heft I i, Berlin 1954, S. 26ft'.; ADOLF ScHi;LE, ~benda S. 7" ff 
g. etwa NAWIASKY (A 6) S 6 D' ' ,) · 
. . .. _nm._ , · I : « Ie Rechtsnormen oder gleichbedeu-

~en: d,~ Rec:.~:atze ~teh_en mc~t isoli ert nebeneinander, sondern sind mit anderen 

§c3r u~ edn, iT_en mit .diesen eme geschlossene Einheit, ein System.» - Ingress zu 
un er em 1tel «Die Rechtsordnung». ' 

B4 H C , 
E~MUT OJNG, Geschichte und Bedeutung des Systemgedankens in der 

~~chtsw1ssenschaft, Frankfurte: Universi tätsreden, Heft I 7, Frankfurt 1956 S. 26. 
\g · dazRu auchJANIS SALNA, D1e Grundzüge der inhaltlichen Gliederu~g des ge~ 
setzten echts, Bad Homburg von der Höh 1966. 

I _Vgl. Ar. ~ED TARSKI, Einführung in die mathematische Logik 2 A fl 
llin ,cn rg66 S 129 ff· GA E' -.. . . ' · u age, 

Z(ln• h/ r. k," . . ' . SSER, mfuhrung m die mathematische Logik 
o a•ran ,urt 196r- S 10 ff· F K , ' 

'

.,. ;J, · 4 · , RANZ VON UTSCHERA, Elementare Logik 
.um/ ew York 1967, S.261 ff. ' ' 

29 
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übergreiferntlen Gesichtspunkten (Systeme im weiteren Sinn) 
86

. Ein logisti­
sches System hätte zur Folge, dass die Lösung ~on Rechtsp~obleme_~ a~s 
den gegebenen Axiomen mittels formaler Lo~ik zu ded~z1eren ware . 
Demgegenüber sind aJs Systeme im weiteren S_mn au~h die an Grundbe­
griffen (kategorial), natürlichen K lassen (klassifikatonsch) oder Zwecken 
(teleologisch) sich ausrichtenden Zusammenfassungen aufzufassen 

88
-

Ein Blick auf die Rechtsgeschichte erweist, dass den Versuchen, recht­
liche Erkenntnisse deduktiv-axiomatisch herzuleiten, auf die Dauer der 
Erfolg versagt geblieben ist. Zu erwähnen sind etwa die ars combinatoria 
LEIBNIZ' die Systembildung «more geometrico» CH. W OLFFS und PucHTAs 
sowie di~ Reine Rechtslehre KELSENS89. Durchgesetzt haben sich indessen 
Systeme im weiteren Sinn, die den Rechtss~off - na~entlich a~s Anlass der 
Kodifikation - gliedern und ordnen 9□ . Die Art dieser Auffächerung des 
Stoffes ist nicht vorgegeben 91. Das kann zu einem Systempluralismus unter 
uneinheitlichen Kriterien führen 92 . Dem steht aber nicht entgegen, dass 
das derart mannigfaltig Zergliederte eine vom Rechtsstoff oder von der 
Rechtsidee her gefügte Sinneinheit abgibt. Der Systempluralismus treibt 
somit nicht etwa stracks in die reine Topik, sondern begründet den dauern­
den Versuch, dem Problemdenken gesicherte Systemfelder abzugewin-

nen 93• 

86 Vgl. CoING, Systemgedanke (1:'-nm. 84) , .. S. 2_6f. . .. . . _ 
87 «Sind in der angegebenen Weise Vollstand1gke1t, Vertra~hchke1~ und lJ~ab 

hängigkeit der Axiome gesichert, lassen sich aus_ ihnen alle weiteren ems~hlag1gen 
Sätze durch blosse logische Umformung, das heisst durch das korrekte_ Ziehen vo~ 
Sclllüssen, in Kettenreduktionen ableiten»; THEODOR VmHWEG, Topik und Jun• 

sprudenz, 3.Aufiage München 1965, •55· . 
es Vgl. dazu Uwl'. Drno&R!CHSEN, Topisches und systematisches Denken m der 

Jurisprudenz, in: NJW 1966 697 lt 700. . . 
so Vgl. ViEHWEG (Anm. 87), .5 1 f.; FRANZ WrnACKER, Pnvatrechtsgesch1chte 

der Neuzeit, öttingcn 1 52 , S.1921f.; KELSEN, Reine Rechtslehre (Anm. 37): 

LARENZ (Anm.6), S. 134f. . . . . 
90 Vgl. PETER LrvER, Berner Kommentar, Emle1tungsband, Bern 1966, Emle1-

tung, N. 116ff. (f 
91 Vgl. aber BuRCKHARDT, Methode und System des Rechts (Anm. 6) , S.65 ,, 

und DU PASQ,UIER, lntroduction (Anm. 6) , S. 139ff. 
02 Dazu vor allem ANDREAS B. ScHWl>.RZ, Zur Entstehung des modernen Pandek-

tensystems, in: Rechtsgeschichte und Gegenwart, Karlsruhe 1960, S. r ff., 3· .. 
93 Vgl. NORBERT HoRN, Zur Bedeutung derTopiklehre THEODOR VtEHWEGS fur 
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2. Geht man mit solchem Rüstzeug an die Frage nach dem Ort des Wirt­
s~haftsrechts, so braucht einem vor den Schwierigkeiten der Einordnung 
nicht bange zu sein. Die Einteilungen der Rechtsordnung überschneiden 
sich nämlich: Die Sonderung des privaten vom öffentlichen Recht beruht 
auf rechtsinhaltlicher Immanenz 94, die Dichotomie von dinglichem und 
obligatorischem Recht auf der GAJANISchen Strukturformel 9s, die Gliede­
rung.des Zivilrechts in Personen-, Sachen-, Schuld- und Erbrecht in der 
naturrechtlichen Erweiterung (Sozialrecht) des Institutionensystems 96. 
Das Handelsrecht ist Sonderprivatrecht für Unternehmer 97, während der 
gewerbliche Rechtsschutz und das Urheberrecht um die Singularität des 
Immaterialgutes kreisen. Im Verwaltungsrecht tauchen sowohl Bezüge zu 
den Lebensverhältnissen wie auch teleologische Ordnungsprinzipien auf 
(Baurecht, Polizeirecht). Das Strafrecht endlich steht an der Kreuzung des 
~weckged~nkens (Wahrung der öffentlichen Friedensordnung) und der 
1~altsspezifischen Rechtsfolge (Strafen, Massnahmen) . Lehrmässig (und 
mitunter auch positiv) lassen sich allgemeine Teile auswerfen, die aller 
Reg~l nach ~ategorial strukturiert sind (Ausklammerung der Allgemein­
begnffe, Isolierung der sozial ethischen Grundprinzipien). Die traditionel­
len Systemglieder stehen mithin in keinem logisch zwingenden Zusammen­
hang. Das gilt nicht nur - wie WALTHER BuRCKHARD; annimmt_ für d' 
E' ·1 re 

~nte~ ungende~ p~siti~e~ Rechts, sondern auch für «die allgemeingültigen 
Em~eilungen, di_e sich mJedem Rechtssystem wiederfinden», sowie für die 
bedmgt allgememen (sekundären) Ordnungen 98. Hier geht es nämlich um 
beschränkte Ableitungen im Zusammenhang mit gesicherten Topoi99. 

h1' einheitliche !heorie des juristischen Denkens, in NJW 1967 501 ff.• KARL 
E GI CH,, Wahrheit und Richtigkeit im juristischen Denken, Münchner U;üversi-
1 tsrcdcn _Neue Folge, Heft 35, München 1963; MARTIN KRIELE, Theorie der 
Rec~nsiew1nnung, Schriften zum ö~e~tlichen Recht, Band 41, Berlin 1967, S. 97_ 
15:: REINHOLD Z!PPELJUs, Problem.iunsprudenz und Topik, in: NJW 1967 2229 ff. 

Vgl. dazu ScHLUEP, Markenrecht (Anm. 19), S.245f. ' 
95 GusTAV BoEHMER, Einführung in das bürgerliche Recht, 2. Auflage Tübin-

gen 1965, S. 7off. ' 
1, 96 BoEHMER (A~m. 95), S. 70!'. Vgl. dazu namentlich CmNG, Bemerkungen zum 

Oo rkornmenen Zivilrechtssystem (Anm. 56), S. 26ff. 
97 ~ETER RA1scH, Geschichtliche Voraussetzungen, dogmatische Grundlagen 

und Smnwandlung des Handelsrechts (Anm. 23 ), S. 1or.) ff. 
oa B , URCKHARDT, Methode und System des Rechts (Anm. 6), S. 67 . 
90 Vgl. VIEHWEG (Anm. 87), S. 59. 
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3. Trotz der Vielfalt der Einzelsysteme lässt sich nun in der Tat ein Raum 
für das Wirtschaftsrecht nicht finden. Die Typensonderung 100 des öffent­
lichen vom privaten Recht taugt nicht; denn das Wirtschaftsrecht steht 
hier und dort. Die übrigen Systemkriterien erfassen nur Teile des Wirt­
schaftsrechts und auch diese nur in wirtschaftsrechtlich irrelevanten Bezü­
gen. Hier schlägt die Einsicht VrnHWEGs durch: «Man nimmt im allgemei­
nen an, dass eine Rechtsdisziplin ihre relevanten Gesichtspunkte einiger­
massen vollständig angibt. Sie lässt infolgedessen eine bislang erarbeitete 
Topoimenge zu und eine andere Menge unberücksichtigt. Diese kann frei­
lich im Zuge der sich unablässig ändernden Situationen im grösseren oder 
kleineren Umfange erhebliche Bedeutung gewinnen 101 .» Weil die wirt­
schaftsrechtlichen Fragen ausserhalb der traditionellen Systeme liegen, 
fordern sie ein eigenes System: «Der Einsatz beim Problem bewirkt eine 
Systemauslese und führt gewöhnlich zu einer Pluralität von Systemen, 
ohne deren Verträglichkeit aus einem umfassenden System zu beweisen. 
Dabei können die Systeme (Ableitungen) von kleinem und kleinstem Um­
fang sein 102 . » Damit ist aber zugleich erwiesen, dass das Wirtschaftsrecht 
eine eigenständige Disziplin ist; denn wenn die mit ihm laut werdenden 
Fragen in den traditionellen Systemen Antwort nicht finden, sind sie nicht 

zu integrieren. 
4. So erscheint das Wirtschaftsrecht als ein funktionaler Zusammenhang 

von Normen, der sich um das Koordinations- und damit zugleich um das 
Subordinationsproblem roJ der Wirtschaft schliesst. Das funktionale Krite­
rium hat nichts gemein mit einer gegenständlichen, auf den Lebenssach­
verhalt bezogenen Systematisierung. Weil nämlich die Wirtschaft eine Ab­
straktion ist, liesse sich ein gegenständlich umrissenes Wirtschaftsrecht vom 
Recht der übrigen Lebensbereiche nicht abheben. Im Wirtschaftsrecht 
offenbart sich somit ein neuer Systemansatz. Das systembildende Grund­
problem ist die Frage nach der rechtlich bewirkten Koordination des Wirt-

100 Dazu HANS HUBER, Berner Kommentar, Einleitungsband, Bern 1966, Art. 6 

N. 130. 
101 V1EHWEG (Anm. 87), S. 64. 
102 VmHWEG (Anm.87), S. 17; vgl. auch ULRICH KLUGE, Juristische Logik, 

3. Auflage, Berlin/H eidelberg/New York 1966, S. I 72ff. 
10., Vgl. dazu JöHR, Das Problem der Wirtschaftsordnung (Anm. 28), S. 231 ff. 

Formen und Stellung im Rechtssystem 

schaftens im Liebte der rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten zur Ver­
wirklichung der Rechtsidee. Innerhalb dieses Problemzusammenhanges 
werden als oberste Rechtsprinzipien die Grundinstitute « Wettbewerb» 
und «Plan» herausgestellt. Das hindert nicht, dass Normen des Wirt­
schaftsrechts in anderen Bezügen stehen; denn die funktionale Zugehörig­
keit zu einem, schliesst die Bindung an ein anderes System nicht aus. Ver­
tragsfreiheit etwa ist im Schuldrecht begriffen als rechtliche Anerkennung 
der eigenverantwortlichen Person, Rechtsgeschäfte abzuschliessen. Im 
Wirtschaftsrecht dagegen ist nur gefragt, was sie für die Koordination lei­
stet, und ist eben deshalb gegebenenfalls als blosser Mittelwert zu be­
schränken. Ähnliches gilt für das Privatrecht schlechthin; denn im Wirt­
schaftsrecht wird es zum politischen Recht. Dieser den ursprünglichen 
Zweck überholenden Funktion ist daher auch bei der Auslegung rn4 Rech­
nung zu tragen, soweit die Koinzidenz der Systeme nicht zu Widersprü­
chen führt. Fehlt der Gleichklang, so ist die Privatautonomie durch öffent­
liches Recht (z . B. Kontrabierungszwang) oder zwingendes Privatrecht 
(z. B. Art. 12 des Kartellgesetzes) funktionsgerecht zu gestalten 10s: 

'°4 Vgl. dazu RAISER, _Wirtschaftsverfassung als R echtsproblem (Anm. 33), 
s_- 191: «In~erhalb Jedes Wirtschaftssystems stellt nun das zugehörige Rechtssystem 
em wesentliches Strukturelement dar, wie umgekehrt Rechtssätze ihren vollen 
soziologischen und dogmatischen Sinn erst im Zusammenhang mit dem Vvirt­
schaftssystem erfahren»; SGHLUEP, Markenrecht (Anm. 19), S. 122 ff.; KRAWIETZ 
(Anm. 19), S. 49 ; vgl. auch HEINRICH KRONSTEIN, R echtsauslegung im wertgebun­
denen ~e_ch_t, Ausgewählte Schriften, Karlsruhe 1962, S. 69 ff. - Vgl. zur Auslegung 
des soz1ahst1schen Rechts: PLEYER. Zum Verhältnis von Zentralplanwirtschaft und 
Zivilrecht (Anm. 65), S. 80. 

. rns Vgl. ~amentlich RITTNER (A nm. 14, S. 82 1), der davon spricht. die zivilrecht­
lichen Institute erfüllten sich mit einem neuen wirtschaftsrechtlirhen und damit 
«zum Teil öffentlichrechtlichen Gehalt». Ähnlich MESTMÄCKER (Anm. 33), der im 
Anschluss an BöHM formuliert, im Wirtschaftsrecht gehe es um die «öflentlich­
re~htliche Funktion privatrechtlicher Institute» . Das führt im Ergebnis zur Zwei­
teilung der Rechtsordnung in Wirtschaftsrecht und traditionelles Recht. So CHAM­
PAU? (Anm. r~), S. 146: «Si l'on adopte ce point de vue, on doit admettre que Je 
Droit Econom1que n'est pas une nouvelle branche du Droit mais un Droit nouveau 
qui_ coexiste av~c Je corps des regles juri?iques traditionnelles ... ». Vgl. auch jAN 
SPtSIAK, Das Wirtschaftsgesetzbuch der CSSR, in: ZIRV 7 ( 1966), 31 ff. 
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d S ·te her müssten die privatrechtlichen Kate-
«Gleichsam v. on der an erdn' eb1' h . he1'tlich als unpolitisch galten, auf 

. d D' 'onen 1e 1s er em 
gor1en un imensi ' .. 106 
. l f"' das Gemeinwesen gepruft werden .» ihre Re evanz ur . 

s 8. LUDWIG RAISER, Grundgesetz und Pnvat-
l06 WrnTHÖLTER (Anm. 33), · 4 ' 

6 
D h Juristentages 1966, Sonder-

V h dlungen des 4 . eutsc en , 
rechtsordnung, er ~n S B8 B of·GERARDFARJAT,L'ordrepubhcecono-
druck, München/Berlm 1967, · ' 3 ·' 
mique, Paris 1963. 
I 
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DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER 

WIRTSCHAFTLICHEN UND SOZIALEN 

ENTWICKLUNG DER GESELLSCHAFT 

UND DER ENTWICKLUNG DES RECHTS 

I. EINLEITUNG 

Der vorliegende Bericht hat Rechenschaft zu geben über die Beziehun­
gen zwischen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und dem 
schweizerischen Recht. Zum besseren Verständnis der Darstellung sollen 
vorab die Begriffe kurz geklärt werden. 

J. Unter «Entwicklung» wird verstanden: die Veränderung irgend eines 
Beobachtungsgegenstandes in der Zeitabfolge 1• Insoweit steht der Aus­
druck in der Nähe der Bezeichnung «Fortschritt», worunter aber aller 
Regel nach optimistisch untermauerte Wandlung, also Entwicklung zu 
Höherem und Besserem begriffen wird 2• Mit Recht ist freilich hervorgeho­
ben worden, derart positiv verstandener Fortschritt sei «ein Spiel mit 
einem leeren Begriff und eine Scheinformel, solange wir nicht Einigkeit er­
zielt hätten, nach welchen Wertmassstäben und Zielvorstellungen wir 
Fortschritt von blosser Veränderung unterscheiden» J. 

2. Das Wort «wirtschaftlich» sagt aus, etwas sei auf die Wirtschaft bezo­
gen oder habe die Weise des Wirtschaftlichen. Im zweiten Fall begreift 
man es rein formal als ökonomisches Prinzip 4. In diesem Bericht geht es 

1 LALANDE, Vocabulaire technique et critique de Ja philosophie, 6. Auflage, 
Pa.l'is 1951, S. 383. 

" HoFFMEISTER, Wörterbuch der philosophischen Begriffe, 2. Auflage, Hamburg 
1955, S. 235; ScHMIDT/ScmscHKOFF, Philosophisches Wörterbuch, 15. Auflage, 
Stuttga1·( 1960, S. 169; APEL/Lunz, Philosophisches Wörterbuch, Berlin 1958, 

.88. 
J,, LÜTHY, Geschichte und Fortschritt, in: Das Problem des Fortschrittes -heute, 

Da~mstadt 1969, S. 1. 

4 o WERNER, Wohlstand, Freiheit und Gerechtigkeit, Veröffentlichungen der 
Hanäcls-HochschuJe St. Gallen, Reihe A, Heft 29, Zürich/St. Gallen 1951, S. 11; 
·gL ;,;um ganzen Problem: ScHLUEP, Was ist Wirtschaftsrecht?, Festschrift für 
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